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Nach Artikel 200 des Einfubrungsgesetzes zum Bürgerlichen Ge- 
setzbuch bleiben für den Güterstand einer zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Gesetzbuches bestehenden Ehe einschliesslich der erb- 
rechtlichen Wirkungen desselben die bisherigen Gesetze massgebend. 
Die Landesgesetzgebung ist aber natürlich befugt, diese bisherigen Ge- 
setze aus Anlass des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuches den 
Bestimmungen des letzteren anzupassen, .und eine gesetzliche Fürsorge 
in dieser Beziehung ist um so mehr geboten, als das Übergangsstadium 
auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts der Natur der Sache nach 
ein sehr langes ist Es werden mehrere Menschenalter vergehen, ehe 
die am 1. Januar 1900 bestehenden Ehen sämmtlich aufgelöst sein 
werden, und dabei ist noch zu berücksichtigen, dass die Gütergemein- 
schaft des hamburgischen Rechts ja auch noch nach dem Tode eines 
Ehegatten zwischen dem Überlebenden und den Kindern fortgesetzt 
wird. Mindestens in dem ersten Jahrzehnt nach dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs wird das alte eheliche Güterrecht noch die 
Regel, das neue die Ausnahme bilden. Andererseits ist der gegen- 
wärtige Zustand des hamburgischen ehelichen Güterrechts ein überaus 
unbefriedigender. „Einestheils sind in unserem geltenden Recht eine 
Reihe wichtiger Fragen der Entscheidung durch die juristische Gon- 
struction überlassen und damit ist eine Rechtsunsicherheit geschaffen, 
welche in dem häufigen Wechsel der Erkenntnisse ihren beredten Aus- 
druck findet. Vor allem jedoch entspricht das von unserem neuesten 
Statut formell in ein romanistisches Gewand gekleidete, materiell bei- 
behaltene System der ehelichen Gütergemeinschaft mit seiner fast aus- 
schliesslichen Verfügungsgewalt des Ehemannes den heutigen socialen 
Anschauungen und Bedürfaissen nicht mehr. Das Ungenügende dieser 
Bestimmungen haben bereits die Redactoren des Statuts gefühlt. Ihr 
späterer Abänderungsvorschlag zu Art. 10, U 5 (Ausg. von 1842, S. 291 f) 
bezweckte nämlich, die Rechtslage der Ehefrauen im Anschluss an die 
Bestimmungen des römischen Rechts zu verbessern. Die damals ge- 
plante Revision des Statuts blieb indessen leider liegen, und so ist 
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denn die Ehe&au eines Leichtsinnigen oder Schurken noch heutigen 
Tags in Hamburg fast gänzlich schütz- und rechtlos."^) 

Die Rechtsprechung der Gerichte hat selbst in neuester Zeit die 
Härten des bestehenden Rechts noch verschärft und auf die Spitze 
getrieben, während es in ihrer Hand gelegen hätte, die sehr Iticken- 
haften Bestimmungen des Stadtrechts den Intentionen seiner Verfasser 
gemäss auf Grund der Subsidiarität des gemeinen Rechts zu Gunsten 
der Frauen als des schwächeren Theiles auszulegen und zu ergänzen. 
In einem Urtheil des ersten Civilsenats des Oberlandesgerichts vom 
5. Februar 1897 (Zeiler c/a Aichinger, Hanseat. Gerichtszeitung Beibl. 
1897, Nr. 34, S. 65) ist sogar die Behauptung aufgestellt, dass „die 
rechtlich anerkannte und geschützte Willkür des Mannes im Wesen 
der Ehe liege!*' Die Yorkämpferinnen der modernen Frauenbewegung, 
welche vor kurzem auf dem Frauentage in Hamburg gegen das ehe- 
liche Güterrecht des Bürgerlichen Gesetzbuchs deklamirten, scheinen 
keine Ahnung davon gehabt zu haben, dass gerade für die hambur- 
gischen Frauen das gesetzliche eheliche Güterrecht des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs einen ganz ungeheuren Fortschritt bedeutet, einen Fort- 
schritt, der so gross ist, dass es gar nicht möglich ist, ihn in seinem 
vollen Umfange auch den beim Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs bereits yerheiratheten Frauen zu Gute kommen zu lassen. Eine 
Scheidung des bisher in der Hand des Mannes vereinigten Gesammt- 
vermögens nach seinen Bestandtheilen, eine Aussonderung des Frauen- 
vermogens, welches für die Schulden des Mannes nicht mehr zu haften 
hätte und über dessen Stamm der Mann einseitig zu verfügen in der 
Regel nicht berechtigt wäre, würde bei den bestehenden Ehen meist 
schon aus rein thatsächlichen Gründen undurchführbar sein. Überdies 
würde eine derartige Durchbrechung des bisherigen Rechtszustandes in 
unzulässiger Weise in erworbene Rechte nicht bloss des Ehemannes, 
sondern auch seiner Gläubiger eingreifen. Dagegen lässt sich ohne 
schroffes Eingreifen in erworbene Rechte eine wesentliche Verbesserung 
des bisherigen Rechtszustandes in formeller und materieller Beziehung 
dadurch erreichen, dass man die Bestimmungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs über den Güterstand der allgemeinen Güter- 
gemeinschaft auf die bereits bestehenden hamburgischen 
Ehen anwendet. Dadurch wird ein klares Recht geschaffen, welches 



1) Aus meiner Schrift «Über das hamburgische eheliche Güterrecht*, 
Hamburg und Leipzig 1888, S. 100. 



Digitized by 



Google 



— ö — 

in seinen Grandzügen mit dem bisherigen hamburgisclien Rechtsznstande 
übereinstimmt und welches dabei dem socialen Erfordemiss des besseren 
Schutzes der Ehe&auen insoweit Rechnung trägt, als dies bei Fest- 
haltung des Grundprincips der ehelichen Gütergemeinschaft überhaupt 
möglich ist. Diesen Weg hat denn auch der auf Veranlassung der 
hamburgischen Justizverwaltung ausgearbeitete (erste) , Entwurf eines 
Gesetzes betreffend den Güterstand der vor dem Inkrafttreten des 
Btirgerlichen Gesetzbuchs geschlossenen Ehen*' eingeschlagen. Derselbe 
ist zwar meines Wissens im Buchhandel nicht erschienen, aber den 
meisten hamburgischen Juristen mitgetheilt worden. Im Einzelnen 
verweise ich auf das nachstehende von mir s. Z. der Senatskommission 
für das Justizwesen über diesen Entwurf erstattete Gutachten. 



Digitized by VjOOQIC 



Bemerkungen zum ersten fintmirf eines 

Gesetzes betreffend den Onterstand der wor 

dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Oesetz- 

bnches geschlossenen Ehen. 

Der Grundgedanke des Entwurfs, dass nämlich für die bestehenden 
hamburgischen Ehen nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs die Vorschriften desselben über die eheliche Gütergemeinschaft 
mit einigen Modifikationen an die Stelle des bisherigen hamburgischen 
ehelichen Güterrechts treten sollen, scheint mir durchaus richtig zu 
sein und einem dringenden praktischen Bedür&iss zu entsprechen. 
Eine solche Massnahme habe ich bereits bald nach der Veröffentlichung 
des zweiten Entwurfs des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelegentlich eines 
Vortrags, den ich in der Gesellschaft Hamburgischer Juristen über das 
Recht der ehelichen Gütergemeinschaft nach dem Entwürfe hielt, mir 
vorzuschlagen erlaubt, und ich stimme auch heute noch mit jedem 
Worte der auf S. 12f des .vorliegenden Entwurfs angeführten Gründe 
für eine derartige gesetzliche Regelung überein. Von dem von mir 
für das Hamburgische eheliche Güterrecht vertretenen wissenschaft- 
lichen Standpunkt ans liegt sogar eine derartige gesetzliche Regelung 
noch viel näher, als von demjenigen Baumeister's, welcher letztere in 
den Motiven des vorliegenden Gesetzentwurfs theoretisch zu Grunde 
gelegt wird. (VergL daselbst S. 14: .Der Mann Alleineigenthümer 
des Gesanmitguts.") Denn hinsichtlich aller grossen Streitfragen über 
die juristische Construction unseres ehelichen Güterrechts hat das 
Bürgerliche Gesetzbuch (§ 1437 ff) diejenige Ansicht zum Gesetz er- 
hoben, welche ich — durchweg im Gegensatz zu Baumeister und 
grösstentheils auch gegen die herrschende Meinung — in meinem 
»Hamburgischen ehelichen Güterrecht* bereits für das geltende ham- 
burgische Recht vertheidigt habe. Hierbei handelt es sich um die 
folgenden Punkte: 
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1. Es gilt wahre Gütergemeinschaft, nicht Alleineigen- 
thum des Mannes (so Baumeister) oder nur äusserliche Ver- 
einigung des rechtlich getrennt; bleibenden Vermögens beider 
Ehegatten (so Cropp und Gerber.) B. G,-B. § 1438 (vergl. mein 
„Güterrecht* S. 38 £F). Ein Unterschied der theoretischen Construction 
liegt auch nicht etwa darin, dass die Motive und die Denkschrift zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch das Verhältniss als «gesammte Hand" be- 
zeichnen, während ich dasselbe als eine wenn auch modificirte «Societat'' 
konstruirt habe. Das Bürgerliche Gesetzbuch selbst braucht den Aus- 
druck ^gesammte Hand* nicht. Es bestimmt nicht etwa, dass dem 
einzelnen Ehegatten ein Antheil an dem Gesanmitgute nicht zustehe, 
sondern lediglich (§ 1442), dass der Ehegatte über seinen Antheil 
nicht verfQgen darf und nicht berechtigt ist, Theilung zu verlangen. 
Hierüber sind aber auch nach bestehendem hamburgischen Recht alle 
Vertreter der Gütergemeinschaftelehre einverstanden, vergL z. B. mein 
Güterrecht S. 29 unten, und es ist lediglich ein Streit um Worte, ob 
man dieses Verhältniss als «gesammte Hand* bezeichnen soll oder 
nicht. Mit dem Vorhandensein einer ^gesammten Hand* in diesem 
Sinne befindet sich der von mir hervorgehobene Societätscharakter der 
ehelichen Gütergemeinschaft so wenig in Widerspruch, dass das Bürger- 
liche Gesetzbuch sogar die gleiche Vorschrift in § 719 für alle Socie- 
täten enthält. In Zukunft gilt also das Princip des Ausschlusses der 
Verfügung über den Antheil und des Ausschlusses jederzeitiger Theilung 
auf einseitiges Verlangen nicht bloss, wie bisher, für die eheliche 
Gütergemeinschaft und die offene Handelsgesellschaft, sondern für 
alle Gesellschaften. 

2. Im Falle der Scheidung findet Theilung nach Hälften 
statt, vorbehaltlich von Bestimmungen zu Gunsten des unschuldigen 
Ehegatten. B. G.-B. § 1476 (Güterrecht S. 53, Anm. 7, während die 
Praxis hier der Cropp sehen Theorie folgt). 

3. Das Sammtgut haftet für Delikts- und Statusschulden 
der Frau, § 1459 (Güterrecht S. 60, in Übereinstinmiung mit der 
Praxis, während Baumeister H. S. 87 solche Haftung ganz leugnet, 
Cropp und Gerber sie auf das Eingebrachte und Angeerbte der Frau 
beschränken). 

4. Den Kindern steht Miteigenthum am Gesammtgut der 
fortgesetzten Gütergemeinschaft zu, § 1483 (Güterrechts. 63S). 

5. Die Abtheilung beseitigt das Pflichttheilsrecht der 
abgetheilten Kinder nicht, da sie aus dem Vermögen des 
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Abtheilenden noch gar nichts bekommen haben. Dies ist im 
Bürgerlichen Gesetzbuch nicht ausdrücklich ausgesprochen, aber selbst- 
verständlich, vergl. Entwurf S. 47. Die gleiche Meinung ist für das 
Hamburgische Recht bereits ausführlich vertreten in meinem Güter- 
recht S. 76 ff, besonders 81, 82. 

6. Keine letztwillige Abtheilung. (Güterrecht S. 85 ff^ 

7. Keine Haftung der Kinder während der fortgesetzten 
Gütergemeinschaft für die Schulden, § 1489 Abs. 8 (G. 95 im 
Texte imd Anm. 3). 

Der Umstand, dass das Bürgerliche Gesetzbuch sich in allen 
diesen Fragen für diejenige Theorie entschieden hat, welche ich bereits 
vor dem Erscheinen des ersten Entwurfs des B. G.-B. für Aas bisherige 
hamburgische Recht vertreten habe, und dass der vorliegende Gesetz- 
entwurf trotz seines abweichenden theoretischen Ausgangspunktes hin- 
sichtlich keiner einzigen dieser Fragen eine Abweichung von dem 
Inhalt des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorschlägt, darf wohl als ein Ar- 
gument dafür angesehen werden, dass die von mir vertheidigte Theorie 
des hamburgischen ehelichen Güterrechts der Natur des Rechtsinstituts, 
der historischen Entwicklung und dem Bedürfiiiss des Lebens entspricht. 

Es dürfte sich daher empfehlen, die Motive des Entwurfs dahin 
abzuändern, dass sie zum mindesten eine völlig neutrale Stellung zu 
den bisherigen Controversen des hamburgischen ehelichen Güterrechts 
einnehmen.^) Dass die Theorie des Alleineigenthums die herrschende 
Meinung (Entwurf S. 14) sei, ist übrigens nicht richtig. In der 
Doctrin des deutschen wie des hamburgischen Rechtes stehen Dunker 
und Baumeister völlig isolirt. Auch in der Praxis folgen nur ver- 
einzelte Erkenntnisse der Baumeister sehen Lehre, während die Mehr- 
zahl seit Jahrhunderten der Theorie der materiellen Gütergemeinschaft 
folgt, woneben auch die in den vorliegenden Motiven gar nicht er- 
wähnte Cropp-Gerber sehe Theorie mehrfach vertreten ist. 



Demnach ist das dem Entwurf zu Grunde liegende, in § 1 Abs. 1 
ausgesprochene Princip durchaus zu billigen. Auch die in den vor- 



1) Dem Vernehmen nach ist in dem auf Veranlassung der Justiz- 
verwaltung ausgearbeiteten revidirten Entwürfe eines Gesetzes betreffend 
den Güterstand der vor dem Inkrafttreten des Bürgerhchen Gesetzbuchs 
geschlossenen Ehen dem obigen Wunsche Rechnung getragen, und sind 
auch mehrere andere in dem vorliegenden Gutachten erhobene Monituren 
berücksichtigt worden. 
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liegenden Vorschriften gegebenen Detailvorschriften sind durchweg 
wohl erwogen und dem praktischen ßedür&iss entsprechend, so dass 
ich nur wenige Abänderungen Yorzuschlagen finde. 

§ 1. Abs. 8: «Soweit in Verträgen und letztwilligen 
Verfügungen auf das hamburgische eheliche Güter- 
recht verwiesen ist, treten an dessen Stelle die Be- 
stimmungen dieses Gesetzes.'' 
§ 1 Abs. 8, wonach die Anwendung des vorliegenden Gesetzes 
durch eine in Verträgen und letztwilligen Verfügungen enthaltene Ver- 
weisung auf das hamburgische eheliche Güterrecht nicht ausgeschlossen 
wird, ist zur Vermeidung einer sonst eintretenden Confusion und Rechts- 
unsicherheit durchaus zu billigen. Diese Vorschrift ist auch nicht 
etwa als den Grundsätzen des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Aus- 
legung der Verträge widersprechend ungültig, wie dies von geschätzter 
Seite gelegentlich bemerkt worden ist. Art. 218 des Einführungs- 
gesetzes schreibt ausdrücklich vor, dass die bisherigen Landesgesetze, 
insoweit sie massgebend bleiben, auch nach dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Gesetzbuches durch Landesgesetze geändert werden können, 
also zweifellos auch durch ein vor diesem Inkrafttreten erlassenes, 
gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Gesetzbuch in Kraft tretendes Landes- 
gesetz. Wenn nach Art. 200 E. G. für den Güterstand der bestehen- 
den Ehen einschliesslich der erbrechtlichen Wirkungen des Güterstandes 
die bisherigen Gesetze massgebend bleiben, so ist damit der Landes- 
gesetzgebung auch das Recht verblieben, die Wirkungen älterer Ver- 
. träge und letztwilliger Verfügungen auf den Güterstand bestehender 
Ehen gesetzlich zu regeln. Die Grundsätze des Bürgerlichen Gesetz- 
buches über die Auslegung der Verträge kommen daher formell gar 
nicht in Betracht. Übrigens steht auch der materielle Inhalt der in 
den §§ 188, 157, 2084 B.-G.-B. gegebenen Auslegungsregeln mit 
unserem § 1 Abs. 8 keineswegs in Widerspruch. Es liegt gar kein 
Grund vor anzunehmen, dass, wenn die Urheber der Willenserklärung 
zur Zeit der Abgabe derselben bereits gewusst hätten, dass das ham- 
burgische eheliche Güterrecht durch das vorliegende Gesetz so wie 
geschehen, geändert werden würde, sie im Gegensatz hierzu die Weiter- 
geltung des bisherigen Rechtszustandes anzuordnen beabsichtigt haben 
würden. 

§ 8 dürfte besser wie folgt gefasst werden: 
«Ist vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durch Ehe- 
vertrag der Güterstand in einer von den Bestimmungen 
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dieses Gesetzes abweichenden Art geregelt, so ist dieser 
Vertrag in Zukunft mit den aus § 1435 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches sich ergebenden Beschränkungen Dritten gegen- 
über wirksam. Doch können aus einem solchen Vertrage 
keine Einwendungen hergeleitet werden gegen einen An- 
spruch, welcher vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ent- 
standen ist, oder gegen ein rechtskräftiges ürtheil, durch 
welches über einen vor dem gleichen Zeitpunkte rechts- 
hängig gewordenen Anspruch entschieden ist, soweit solche 
Einwendungen nach bisherigem Recht nnzulässig gewesen wären.'' 
(Der fettgedruckte Zusatz fehlt im Entwurf.) 

Es ist nämlich nicht richtig, dass nach bisherigem hamburgischen 
Recht, wie die Motive S. 14 annehmen, y,Eheyerträge überhaupt keine 
Wirksamkeit nach aussen*' haben .sollen. (Ebenso ist S. 25 gess^, 
Eheverträge seien zulässig, „sie haben aber keine Wirkung gegenüber 
dritten Personen' und S. 48 „das gesammte beiderseitige Vermögen 
sei Dritten gegenüber eine einheitliche Masse.") Dass der auf die 
erbrechtlichen Wirkungen des Güterstandes bezügliche Inhalt der 
Eheyerträge schon nach bisherigem Recht auch dritten Personen gegen- 
über YoUwirksam ist, kann nach der ausdrücklichen Vorschrift in 
Art. 11, 12. St. n 11 nicht bezweifelt werden. Es ist aber auch 
nirgends ausgesprochen, dass während des Bestehens der Ehe die ab- 
geschlossenen Verträge nur für das Verhaltniss der Ehegatten unter 
einander in Betracht kommen sollten. Vielmehr bestimmt Art. 10 St. II 5 
auch nach der durch die spätere Gesetzgebung sanctionirten üsual- 
interpretation (vergl. mein Güterrecht S. 55, besonders Anmerkung 2) 
lediglich das als zwingendes Recht, dass das Vermögen der Frau für 
die Schulden des Mannes haften solle, und keineswegs, dass Dritten 
gegenüber es in jeder Beziehung so angesehen werden solle, als ob 
zwischen den Ehegatten Gütergemeinschaft bestehe. Demnach liegt 
nach bisherigem Recht kein Grund Yor, bei vertragsmässigem Aus- 
schluss der Gütergemeinschaft den Mann für die Schulden der Frau 
haftbar zu erklären oder die Gültigkeit der Yon der Frau ohne Zu- 
stimmung des Mannes über ihr Vermögen Yorgenommenen Rechts- 
handlungen anzuzweifeln. 

Zu § 6: «Die Bestimmung des § 1 des Gesetzes Yom 
25. Juli 1879, betreffend Ausführung der Konkurs- 
ordnung, bleibt mit der Massgabe in Kraft, dass 
alles, was die Frau auf Grund jener Bestimmung aus 



Digitized by 



Google 



— 11 — 

einem Eonkurse des Mannes o.der aus einem in solchem 
Konkurse geschlossenen Zwangsvergleiche erhalten 
hat, Vorbehaltsgut der Frau ist.* 
Hier ist hinter »bleibt* einzufügen: 

.hinsichtlich der bis zur Eröffnung des Eonkurses 
zum ehelichen Sammtgut gehörigen Yermögenstheile* 
Der Wortlaut des § 6 des Entwurfs könnte dahin missverstanden 
werden, dass im Falle des Eonkurses die Bestimmung in § 3 des Ent- 
würfe über die Gültigkeit der Eheverträge nicht Platz greifen und 
dass es f&r den Eonkurs bei der viel beschränkteren Bestimmung in 
§ 1 des Ausführungsgesetzes zur Eonkursordnung bewenden solle. 
Diese sicherlich nicht den Intentionen des Verfassers des Entwurfs 
entsprechende Auslegung soll durch den vorgeschlagenen Zusatz aus- 
geschlossen werden. 

Zu § 7: ,Die Bestimmungen des Artikel 28 der Fal- 
litenordnung in Verbindung mit § 7 zu 1 des Gesetzes 
vom 25. Juli 1879, betreffend Ausführung der Eonkurs- 
ordnung, bleiben für den Fall, dass vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes der Eonkurs über das Vermögen 
des Mannes eröffnet ist, mit der Massgabe in Eraft, 
dass alles von der Frau nach der Eonkurseröffnung 
erworbene Vermögen Vorbehaltsgut der Frau isi 

Eine Erklärung, durch welche die Frau auf das 
ihr hiernach zustehende Recht verzichtet, bedarf der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung, der 
§ 1437 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet ent- 
sprechende Anwendung. Die Erklärung ist, sobald 
sie dem Manne gegenüber abgegeben ist, unwider- 
ruflich. Die Folge des Verzichts ist, dass alles, was 
die Frau nach der Eonkurseröffnung erworben hat 
und in Zukunft erwirbt, zum Gesammtgut gehört, so- 
weit dasselbe nicht auf Grund anderer Bestimmungen 
vom Gesammtgut ausgeschlossen bleibt. Die ein- 
zelnen Gegenstände werden gemeinschaftlich, ohne 
dass es einer Übertragung durch Rechtsgeschäft be- 
darf. Die Verzichtserklärung ist Dritten gegenüber 
nur nach Massgabe des § 1435 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs wirksam. Zur Eintragung in das Güter- 
rechtsregister genügt der Antrag eines Ehegatten, 
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wenn mit dem Antrage die Verzichterklärung vor- 
gelegt wird. 

Der Mann kann, wenn die Frau eine dem Absatz 2 
entsprechende Erklärung nicht innerhalb eines Jahres 
nach Beendigung des Eonkurses abgiebt, auf Auf- 
hebung der Gütergemeinschaft klagen. Die Erklärung 
kann bis zum Schlüsse derjenigen mündlichen Ver- 
handlung, auf welche das Urtheil ergeht, nachgeholt 
werden. Im Falle der Aufhebung der Gütergemein- 
schaft finden die §§ 1470, 1479 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs Anwendung.* 
Die vorgeschlagene Regelung hinsichtlich der Einwirkungen eines 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs eröffneten Konkurses 
auf den Güterstand dürfte dem practischen Bedürfhiss im Wesent- 
lichen entsprechen. Doch mag bemerkt werden, dass meines Erachtens 
nach bisherigem Recht allerdings durch den Konkurs die Gütergemein- 
schaft beendigt wird und dass lediglich hierin der Grund der im 
Art. 14 St. n 11, 10 Si 115 hinsichtlich der Nichtverhaftung des 
späteren Erwerbs der Frau für die Schulden des Mannes gegebenen, 
in Art. 28 der neuen Fallitenordnung und § 7 sub 1 des Ausführungs- 
gesetzes zur Konkursordnung aufrecht erhaltenen Bestimmungen zu 
finden ist. Diese Vorschriften waren dem älteren hamburgischen 
Rechte fremd und verdanken ihre Existenz lediglich dem umstand, 
dass man nach dem Eindringen des romischen Rechts den römischen 
Grundsatz über die Auflösung der Societät durch den Konkurs auch 
auf die societas conjugalis anwandte. Die bezügliche Ausführung in 
meinem .Güterrecht* S. 14 bei Anm. 12 scheint von den Motiven 
S. 29 übersehen zu sein, da sonst nicht hätte behauptet werden können, 
„Es ist heute nicht mehr streitig, dass durch den Konkurs des Mannes 
die Gütergemeinschaft nicht aufgehoben wird, dass vielmehr jeder Ver- 
mögenserwerb des Mannes in das Gesammtgut fallt und nur der Ver- 
mögenserwerb der Frau davon ausgeschlossen ist." Natürlich konnten 
diejenigen, welche überhaupt das Bestehen einer ehelichen Güter- 
gemeinschaft leugneten, die fraglichen Rechtssätze nicht daraus ab- 
leiten, dass die eheliche Gütergemeinschaft durch den Konkurs beendigt 
sei, und mussten jene Sätze daher anders construiren. So kam man 
zu dem Resultat, dass der spätere Erwerb des Mannes in das Ge- 
sammtgut falle und nur derjenige der Frau von demselben ausgeschlossen 
sei, ein Resultat, dessen Unbilligkeit gegenüber dem Manne und dessen 
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Erben von den Motiven 1. c. S. 29 mit Recht hervorgehoben wird. 
Da indessen das Bürgerliche Gesetzbuch eine kraft Gesetzes eintretende 
Beendigung der Gütergemeinschaft durch den Eonkurs nicht kennt und 
da dem Interesse des Mannes und seiner Erben durch § 7 Abs. 3 des 
Entwurfs im Wesentlichen Rechnung getragen ist, so hätte eine Ab- 
änderung des Entwurfs dahin, dass ein vor dem 1. Januar 1900 er- 
öffneter Konkurs die Aufhebung der Gütergemeinschaft zur gesetzlichen 
Fo^e habe, kein erhebliches practisches Interesse. 

Zu § 10 des Entwurfs: „Wenn die Ehegatten von 
Tisch und Bett getrennt sind, so kann derjenige Ehe- 
gatte, auf dessen Antrag die Trennung ausgesprochen 
ist, auf Aufhebung der Gütergemeinschaft klagen, 
so lange die Ehegatten getrennt von einander leben.* 
Der erste Satz zu ändern wie folgt: 

„Wenn die Ehegatten von Tisch und Bett getrennt sind, so kann 
jeder Ehegatte, so lange die Ehegatten getrennt von einander leben, 
auf Aufhebung der Gütergemeinschaft klagen, ausser wenn nach 
den Urtheilsgrüntlen des die Scheidung von Tisch und Bett 
aussprechenden Erkenntnisses ihn die vorwiegende Schuld 
an der eingetretenen Entfremdung trifft.* 

Das Princip des Entwurfs, dass gegenüber dem schuldigen Ehe- 
gatten dem anderen Theile das Recht zustehen soll, die Aufhebung 
der Gütergemeinschaft auch gegen den Willen des ersteren im Process- 
wege zu erzwingen (Entwurf S. 32) ist durchaus zu billigen. Es hat 
aber in der vorgeschlagenen Fassung des § 10 keinen geeigneten Aus- 
druck gefunden. , Derjenige Ehegatte, auf dessen Antrag die Trennung 
ausgesprochen ist*, ist darum noch nicht noth wendig gänzlich un- 
schuldig. Vielmehr wird die Scheidung von Tisch und Bett gerade 
besonders häufig dann ausgesprochen, wenn beide Theile ein Ver- 
schulden an der eingetretenen Entfremdung trifft, und welcher Gatte 
dabei die Rolle des Klägers oder Widerklägers hat, ist oft rein zu- 
fallig. Bei der Scheidung von Tisch und Bett entspricht es nicht der 
hiesigen Praxis, in der Entscheidung selbst zum Ausdruck zu bringen, 
dass die eine Partei für den „vorzugsweise schuldigen Theil* erklärt 
werde (vergl. Entsch. des 0. L.-G., 2. C. S. in der Hanseat. Gerichts- 
zeitung, Beibl. 1898, Nr. 4, S. 18). 

Es ist daher nicht möglich, ohne Weiteres aus dem Tenor des 
die Scheidung von Tisch und Bett aussprechenden Erkenntnisses zu 
ersehen, wer als der vorwiegend schuldige Theil zu betrachten ist. 
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Es wird aber keinem Bedenken unterliegen können, hier die Urtheils- 
gründe massgebend sein zu lassen , soweit sich aus denselben das vor- 
wiegende Verschulden des einen Ehegatten ergiebt. Soweit dies nicht 
der Fall ist, wird jedem Ehegatten das Recht zuzugestehen sein, die 
Aufhebung der Gütergemeinschaft zu verlangen. Eine nachträgliche 
nochmalige Untersuchung der Schuldfrage in dem späteren Proceas 
wegen der vermögensrechtlichen Consequenzen der Scheidung von Tisch 
und Bett wäre nicht am Platze. 

Zu § 14: «Ist eine Ehe vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes aufgelöst, so vollzieht sich die Auseinander- 
setzung zwischen den gewesenen Ehegatten oder 
zwischen dem überlebenden Ehegatten und den Erben 
des Verstorbenen nach den Bestimmungen des bis- 
herigen Rechts. 

Wenn jedoch die Ehe durch den Tod eines Ehe- 
gatten aufgelöst ist und Abkömmlinge vorhanden 
sind, mit denen der überlebende Ehegatte eine Aus- 
einandersetzung noch nicht vorgenommen hat, so 
finden in Zukunft die §§ 1485 bis 1507 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs mit den aus den §§ 9, 11, 15 bis 20 dieses 
Gesetzes sich ergebenden Abweichungen und Zusätzen 
entsprechende Anwendung, soweit nicht durch Ver- 
träge oder letztwillige Verfügungen andere Anord- 
nungen getroffen sind. Als eine andere Anordnung 
im Sinne dieser Bestimmung ist eine in Verträgen 
oder letztwilligen Verfügungen ausgesprochene Ver- 
weisung auf das hamburgische eheliche Güterrecht 
nicht anzusehen. Eine nicht auf Gesetz beruhende 
Beschränkung des überlebenden Ehegatten in der 
Verwaltung des Gesammtguts und in der Verfügung 
über dasselbe ist in dem nach § 1507 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs dem überlebenden Ehegatten zu er- 
theilenden Zeugnisse über die Fortsetzung der Güter- 
gemeinschaft anzugeben. 

Die Bestimmung des Absatz 2 kommt nicht zur 
Anwendung, wenn der überlebende Ehegatte sich vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wieder verheirathet 
hat oder wenn auf eine von diesem Zeitpunkte er- 
hobene Klage die Verpflichtung des überlebenden 
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Ehegatten zur Abtheilang festgestellt wird. Die Wirk- 
ungen des ürtheils treten für alle Abkömmlinge ein, 
auch wenn das ürtheil auf die Klage eines der Ab- 
kömmlinge ergangen ist." 
Die vorgeschlagene Regelung ist zu billigen. Das S. 38 der 
Motive erhobene Bedenken hinsichtlich der reichsgesetzlichen Zulässig- 
keit derselben ist meines Erachtens schon deshalb unbegründet, weil 
diese Zulässigkeit sich aus Art. 200 des Einführungsgesetzes ohne 
Weiteres ergiebt. Denn wenn dieser Artikel für die beim Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestehenden Ehen die bisherigen Gesetze 
für massgebend erklärt, so entspricht es zweifellos dem Willen des 
Gesetzgebers, hinsichtlich der zu diesem Zeitpunkt nicht mehr be- 
stehenden Ehen erst recht die bisherigen Gesetze zur Anwendung zu bringen. 
Zu § 16: ,An die Stellen des § 1489, Absatz 2 und 3 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs treten folgende Be- 
stimmungen: 

Soweit die persönliche Haftung die überlebende 
Frau nur in Folge des Eintritts der fortgesetzten 
Gütergemeinschaft trifft, finden die in den §§ 8ff des 
Gesetzes vom 26. Juli 1879 betreffend Ausführung 
der Konkursordnung für die Sicherung des Erben 
gegen Nacblassschulden gegebenen Vorschriften, An- 
wendung; im Falle der Befolgung jener Vorschriften 
haftet die Frau mit dem Gesammtgut in dem Bestände, 
den es zur Zeit des Eintritts der fortgesetzten Güter- 
gemeinschaft hat. 

Wenn in Folge Nichtbeachtung jener Vorschriften 
nach dem bisherigen Rechte eine persönliche Haf- 
tung auch der antheilsberechtigten Abkömmlinge für 
die Verbindlichkeiten des verstorbenen Ehegatten 
durch die fortgesetzte Gütergemeinschaft begründet 
wird, so erlischt diese Haftung, wenn sie nicht inner- 
halb eines Jahres nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes gerichtlich geltend gemacht ist/ 
§ 16 ist wie folgt abzuändern: 

„Falls die Ehe durch den Tod eines Ehegatten vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs aufgelöst ist, 
tritt an die Stelle des § 1489, Abs. 2 desselben die folgende 
Bestimmung: 



Digitized by VjOOQIC 



— 16 — 

Soweit die personliche Haftung die überlebende Frau nur in 
Folge des Eintritts der fortgesetzten Gütergemeinschaft trifft, finden 
die in den §§ 8ff des Gesetzes vom 25. Juli 1879, betreffend Ans- 
ftihrung der Eonkursordnung für die Sicherung des Erben gegen Nach- 
lassschulden gegebenen Vorschriften, Anwendung; im Falle der Be- 
folgung jener Vorschriften haftet die Frau mit dem Gesammtgut in 
dem Bestände, den es zur Zeit des Eintritts der fortgesetzten Güter- 
gemeinschaft hat/ 

Es dürfte richtiger sein, es hinsichtlich der Haftung des über- 
lebenden Ehegatten und der Kinder für die Schulden in Zukunft bei 
der Bestimmung des § 1489 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu belassen. 
Es liegt kein Grund vor, die Bestimmung des Art. 8 des Ausführungs- 
gesetzes zur Eonkursordnung, welche für die Erben ohnehin ausser 
Kraft tritt, gerade für die Wittwe zu erhalten. Wie die tagliche Er- 
fahrung lehrt, wird die kurze Frist des Art. 8 besonders von unkundigen 
Wittwen sehr häufig versäumt. Die heute gegen den Ablauf der Frist 
unter umständen zulässige Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in 
Gemässheit der allgemeinen Vorschriften des gemeinen Rechts dürftie 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht mehr 
möglich sein, so dass die Härten des bestehenden Zustands noch ver- 
schärft würden. Mit Recht hat das Bürgerliche Gesetzbuch den Erben 
und den überlebenden Ehegatten davor schützen wollen, dass er durch 
rein passives Verhalten fQr die Nachlassschulden verhaftet werde. 

Nur in denjenigen Fällen, in welchen die fortgesetzte Güter- 
gemeinschaft bereits vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs entstanden ist, wird zur Wahrung .erworbener Rechte das bis- 
herige Recht zu erhalten sein. 

Doch scheint es mir unbedenklich, die Bestimmung des § 1489 
Abs. 3 auch auf die bereits bestehenden Verhältnisse der fortgesetzten 
Gütergemeinschaft anzuwenden und damit die Controverse des bis- 
herigen Rechts über die Haftung der Abkömmlinge für die Schulden 
der fortgesetzten Gütergemeinschaft in demjenigen Sinne zu entscheiden, 
welcher ebenso sehr der Billigkeit wie der Rechtsconsequenz entspricht. 
(Vergl. zu S. 44 der Motive mein .Güterrecht* S. 95 in und bei 
Anm. 3, S. 99 unten flf.) 

Zu § 21: .Die Wirkungen der Ehe auf die Vermögens- 
verhältnisse von Ehegatten, welche erst während 
bestehender Ehe in das Geltungsgebiet des ham- 
burgischen ehelichen Güterrechts verzogen sind, 
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werden nach den vor dem Verzage massgebend ge*' 
wesenen Gesetzen beurtheilt. 

Wenn jedoch nach diesen Gesetzen das Vermögen 
der Frau für die Verbindlichkeiten des Mannes nicht 
haftet, so gelten für das Verhältniss der Ehegatten 
zu dritten Personen die gleichen Grundsätze, welche 
zur Anwendung kommen würden, wenn die Ehe erst 
nach der Veränderung des Wohnortes geschlossen 
und zugleich der nach Absatz 1 bestehende Güter- 
stand unter den Ehegatten vereinbart wäre. 

Wird der Wohnsitz erst nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes in das hamburgische Staatsgebiet 
verlegt, so können daraus, dass für die Ehe ein an- 
deres als das im § 1 dieses Gesetzes bezeichnete 
Güterrecht massgebend ist, einem Dritten gegenüber 
Einwendungen nur nach Massgabe des § 1435 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs hergeleitet werden. Der 
nach den Gesetzen des früheren Wohnorts begründete 
gesetzliche Güterstand steht einem vertragsmässigen 
gleich.* 
Absatz 2 soll lauten: „Wenn jedoch nach diesen Gesetzen das 
Vermögen der Frau für die Verbindlichkeiten des Mannes nicht haftet, 
so gelten hinsichtlich der Haftung desselben für die nach 
dem Verzuge entstandenen Verbindlichkeiten des Mannes im 
Verhältniss der Ehegatten zu dritten Personen die gleichen Grund- 
sätze, welche zur Anwendung kommen würden, wenn die Ehe erst 
nach der Veränderung des Wohnortes geschlossen und zugleich der nach 
Absatz 1 bestehende Güterstand unter den Ehegatten vereinbart wäre.* 
Die Fassung des Entwurfs ist offenbar von der oben (zu § 3) be- 
kämpften Auffassung beeinflusst, dass nach bisherigem hamburgischen 
Rechte Eheverträge überhaupt keine Wirkung gegen Dritte hätten. 
Sie ist überdies inconsequent, weil sie im Eingang doch wieder nur 
an die Haftung des Frauenguts für die Schulden des Mannes denkt. 
Im Übrigen ist der materielle Inhalt des § 21 durchaus zu bil- 
ligen; vergL auch meinen gegen das Urtheil des ersten Civilsenats in 
Sachen Zeiler c/a Aichinger gerichteten Aufsatz in der Hanseatischen 
Gerichtszeitung 1897 Beiblatt S. 265 ff und die weiter unten (S. 29 ff) 
zu § 1 des Entwurfs II gemachten Bemerkungen. 



Goldfeld, Ab&nderungen d. Hamburger ehel. Güterrechta. 
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Nach Einreichung des vorstehenden Gutachtens sind von Herrn 
Rechtsanwalt Dr. Max Cohen sehr beachtenswerthe Abänderungs- 
vorschläge zum Entwurf I der Justizverwaltung publicirt worden. 
Auch Herr Dr. Cohen protestirt dagegen, dass nach § 21 sub 2 des 
Entwurfs das Vermögen der Frau, falls die Eheleute vor dem 1. Jan. 
1900 von auswärts nach Hamburg gezogen sind, auch für diejenigen 
Schulden des Ehemannes haften solle, die vor dem Verzuge gemacht 
sind. Er weist mit Recht darauf hin, dass durch eine solche Bestim- 
mung die betreffenden fSrauen auf das Schwerste geschädigt würden. 
Meines Erachtens ist der singulare Bechtssatz des hamburgischen 
Bechts, dass im Interesse des Credits das Frauengut für die Schulden 
des Mannes ohne Rücksicht auf entgegenstehende Verträge haften 
soll, mit der herrschenden Ansicht auf diejenigen Schulden zu be- 
schränken, welche unter der Herrschaft des hamburgischen Rechts von 
dem Manne contrahirt sind. Denn die früheren Gläubiger des Mannes 
haben ihm nicht im Vertrauen auf das von der Frau ihm zugebrachte 
Vermögen creditirt, und es liegt legislatorisch nicht der mindeste 
Grund vor, diesen früheren Gläubigem nun mit einem Mal auf Kosten 
der Frau neue Rechte zu gewähren, die ihnen nach dem Rechte, unter 
dessen Herrschaft die Schuld contrahirt wurde, nicht zustanden. Ent- 
scheidend konunt dabei in Betracht, dass der Ehemann zur Verlegung 
des Wohnsitzes ohne Zustimmung der Frau berechtigt ist, und dass 
daher alle Billigkeitsgründe, welche überhaupt für die ünwandelbarkeit 
des ehelichen Güterrechts sprechen, auch einer derartigen Verschlech- 
terung der Rechtsstellung der Frau entgegenstehen. Die Motive zu 
§ 21 rechtfertigen den hier bekämpften Satz mit einem angeblichen 
praktischen Bedür&iss, das aber ganz unerfindlich ist Es ist nicht 
einzusehen, wieso andernfalls, «den Gläubigem unter umständen die 
zu ihrer Befriedigung dienenden Vermögensobjecte entzogen werden, 
ohne dass die Gläubiger in der Lage wären, diese an die Verlegung 
des Wohnsitzes sich anschliessende Folge anzufechten.* Den bisherigen 
(auswärtigen) Gläubigem des Mannes haftete bisher lediglich das Ver- 
mögen des Mannes. Dadurch, dass der Mann den ehelichen Wohnsitz 
nach Hamburg verlegt, wird ihnen keinerlei Vermögensobject ent- 
zogen, welches ihnen bisher zu ihrer Befriedigung diente. Umgekehrt 
würde, falls etwa beim Hierherzuge die Frau solvent, der Mann in- 
solvent wäre, den bisherigen Gläubigem der Frau dadurch, dass sie 
nunmehr auch mit den bisherigen Gläubigem des Mannes concurriren 
müssten, die bisherige Sicherheit für ihre Forderung ohne jeden Gmnd 
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genommen. Die Motive berufen sich andererseits darauf, dass ohne 
die von ihnen vorgeschlagene Bestimmung die bisherigen Gläubiger 
der Frau in dem Falle um ihr Recht gebracht würden, wenn nachher 
in Hamburg über das Vermögen des Mannes Konkurs eröffnet würde. 
Denn nach Art. 2 des hamburgischen Ausführungsgesetzes zur Eon- 
kursordnung gehört das gesammte Vermögen der Frau in solchem 
Falle zur Konkursmasse des Mannes. „Die Gläubiger der Frau 
^würden aber, wenn sie nicht als Gesammtgutsgläubiger anzusehen 
wären, von der Theilnahme am Konkurse und damit von der Inan- 
spruchnahme eines ihnen bis dahin haftenden Vermögens ausgeschlossen 
sein.* Dieses Argument könnte aber doch nur dahin führen, dass, 
wenn der Ehemann seinen Wohnsitz nach Hamburg verlegt, er für 
die bisherigen Schulden seiner Frau haftbar werden müsste, aber nie 
dahin, dass die Frau für die bisherigen Schulden des Mannes sollte 
haften müssen. Überdies ist es gar nicht richtig, dass die alten 
Gläubiger der Frau in solchem Falle von der Theilnahme im Konkurse 
ausgeschlossen wären. Sie können vielmehr auch im Konkurse den 
ihnen gegen den Gemeinschuldner zustehenden Anspruch auf Befriedi- 
gung aus dem bisherigen Vermögen der Frau verfolgen. Nach dem 
Reichskonkursrecht ist es keineswegs unzulässig, dass in solcher Weise 
innerhalb eines Konkursverfahrens verschiedene Massen gebildet werden, 
vergl. die von der Beichstagscommission gebilligten Erklärungen des 
Regierungscommissars zu Art. 1 der Konkursordnung von 1898, Hahn- 
Mugdan, Materialien zu den Reichsjustizgesetzen, Bd. 7, S. 286 f. 
Würde aber selbst die Consequenz wirklich eintreten, dass die älteren 
Gläubiger der Ehefrau in dem zu Hamburg ausgebrochenen Konkurse 
des Mannes ihren Anspruch auf Befriedigung aus dem Vermögen der 
Frau nicht sollten geltend machen können, so müsste die Abhülfe 
vielmehr durch eine Abänderung des Art. 2 des A. G. zur K. 0. ge- 
schaffen werden. Eine solche Abänderung wird sich anlässlich der 
Einführung des Bürgerlichen Q-esetzbuchs ohnehin nicht vermeiden 
lassen, da andernfalls nach Art. VI. des Reichseinfdhrungsgesetzes zum 
Gesetz betreffend Änderungen der Konkursordnung vom 17. Mai 1898 
auch in späteren Konkursen hinsichtlich der bereits bestehenden Ehen 
die Vorschriften des bisherigen Konkursrechts unverändert massgebend 
bleiben würden. Auch ist schon nach bisherigem Recht die Gültigkeit 
der in § 2 des hamburgischen Ausführungsgesetzes zur Konkursordnung 
enthaltenen Bestimmung, dass alles für die Schulden des Ehemannes 
haftende Vermögen der Ehefrau zur Konkursmasse des Ehemannes 
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gehören soll, gegenüber den Beichsgesetzen höchst zweifelhaft ^ach 
§ 1 der Reichskonkursordnung wird lediglich ^das Vermögen des Ge- 
meinschuldners, welches ihm zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens 
gehört" vom Eonkursyerfahren umfasst, und nicht dasjenige seiner 
Ehefrau, ohne dass es darauf ankommt, ob und in wie weit dieses 
letztere etwa für seine Schulden haftet. Solche Haftung müsste eben 
ausserhalb des über das Vermögen des Ehemannes eröffneten Konkurses 
geltend gemacht werden. Natürlich hätte es der hamburgischen Ge- 
setzgebung freigestanden, auszusprechen, dass alles von Seiten der TShe- 
frau stammende Vermögen ohne Rücksicht auf entgegenstehende !Ehe- 
verträge und ohne Rücksicht auf das erste eheliche Domicil Eigen thum 
des Mannes sein solle. Dann würde es allerdings zur Konkursmasse 
des Mannes gehören. Das aber hat Art. 2 des A. G. weder aus- 
gesprochen noch beabsichtigt, vielmehr lediglich im Anschluss an das 
bisherige Recht zum Ausdruck bringen wollen, dass das Vermögen 
,der Frau* ohne Rücksicht auf entgegenstehende Verträge für die 
Schulden des Mannes haften solle. Ist diese letzte Darlegung richtig, 
so fallen die von den Motiven befürchteten ünzuträglichkeiten auch 
schon aus dem Grunde weg, weil die fragliche Vorschrift des Art. 2 
A. G. als dem Reichsgesetze widersprechend nicht anwendbar ist. 

Erwägenswerth erscheinen die Monituren des Herrn Dr. Cohen zu 
§ 7, 12 und 13 des Entwurfs. Gegenüber seiner Ausführung zu § 7 
ist jedoch hervorzuheben, dass es einer gerichtlichen Klage der Ehe- 
frau gegen den Ehemann auf Aufhebung der Gütergemeinschaft nach 
§ 1468 B. G.-B. nur bedarf, wenn der Ehemann nicht aussergerichtlich 
zur Eingehung eines die Gütergemeinschaft aufhebenden Ehevertrages 
bereit ist. 

Berechtigt erscheint mir die Monitur des Herrn Dr. jDohen zu § 12. 
Nach dem letzten Paragraphen soll dem Manne das Recht eingeräumt 
werden, für den Fall, dass nach seinem Tode fortgesetzte Güter- 
gemeinschaft eintritt, ohne Zustimmung der Frau einen Abkömm- 
ling hinsichtlich des ganzen Sammtguts auf den Pflichttheil zu setzen 
oder beim Vorliegen eines zur Entziehung des Pflichttheils berechti- 
genden Grundes ihm den Pflichttheil hinsichtlich des ganzen Sammt- 
guts zu entziehen. Nach bisherigem hamburgischen Recht steht dem 
Ehemann eiue solche Befugniss nur hinsichtlich seines Antheils am 
Sammtgut zu. Das Bürgerliche Gesetzbuch gewährt ihm eine solche 
Befugniss ohne Zustimmung der Ehefrau überhaupt nicht. Es er- 
scheint berechtigt, mit Rücksicht auf die grosse Zahl der bereits 
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errichteten Testamente das bisherige Recht in dieser Beziehung zu 
wahren. Aber es liegt kein Grund vor, bei Gelegenheit der Ein- 
führung des Bürgerlichen Gesetzbuchs dem Ehemann eine Befugniss 
zu ertheilen, die ihm weder nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch noch 
nach bisherigem Rechte zustände und die auch an sich erheblichen 
Bedenken unterliegt. 

Herr Dr. Cohen wünscht femer gegenüber der Vorschrift in §13 
sub 2 des Entwurfs die Vorschriften des hamburgischen Rechts (Art. 
10, St. III, 8) über das Trauerjahr aufrecht zu erhalten, wonach bei 
kinderloser Ehe der überlebende Ehegatte das Recht hat, ein Jahr 
lang aus dem Sammtgut seinen Unterhalt zu entnehmen. Ich bin 
mit Herrn Dr. Cohen der Ansicht, dass die fragliche Bestimmung 
nicht, wie die Motive S. 37 annehmen, erbrechtlicher Natur ist und 
deshalb gegenüber den Reichsgesetzen nicht aufrecht erhalten werden 
könnte. Vielmehr handelt es sich um ^ erbrechtliche Wirkungen des 
Güterstandes*, die nach Art. 200 des E. G. zum B. G.-B. hinsichtlich 
der bestehenden Ehen aufrecht erhalten werden können. Aber der 
überlebende Ehegatte findet für das Trauerjahr in den Bestimmungen 
§§ 1931, 1932 B. G.-B. einen mehr als ausreichenden Ersatz. Nach 
dem bisherigen Recht bekam er von dem Nachlass (dem Gütergemein- 
schaftsantheil) des verstorbenen Ehegatten abgesehen von dem Genuss 
des Trauerjahres gar nichts. Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch hat 
er, wenn der Verstorbene Eltern, Grosseltern, Geschwister oder Ge- 
schwisterkinder hinterlassen hat, von dem Nachlass des Verstorbenen 
als seinen Erbtheil die Hälfte zu bekommen, und ausserdem erhält 
er die Haushaltsgegenstände und Hochzeitsgeschenke ganz. Hat der 
Verstorbene nur entferntere Verwandte hinterlassen, so bekommen 
diese überhaupt nichts und ist der überlebende Ehegatte der alleinige 
Erbe. Es scheint unbillig, den nächsten Verwandten des Verstorbenen 
auch noch die andere Hälfte des Nachlasses durch das Recht des 
Trauerjahres zu verkürzen, welches überdies vielfach zu Streitigkeiten 
und Zweifeln Anlass giebt. 

Auch die Monituren des Herrn Dr. Cohen zu § 15 und 20 des 
Entwurfs scheinen mir unbegründet. Die von ihm behauptete Ver- 
letzung wohlerworbener Rechte liegt schon deshalb nicht vor, weil der 
Entwurf lediglich Streitfragen des bisherigen Rechts entscheidet. Die 
Entscheidungen des Entwurfs sind meines Erachtens richtig, jedenfalls 
entsprechen sie der Billigkeit und stimmen, was doch sehr in Betracht 
kommt, mit den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs überein. 
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Sollte es richtig sein, dass die „herrschende Meinung* bisher flir die 
gegentheilige Entscheidung gewesen wäre, so hat darum doch niemand 
ein erworbenes Recht auf das Weiterherrschen derselben. Schwankt 
doch gerade auf dem Gebiete des hamburgischen ehelichen Güterrechts 
die Judikatur so sehr, dass die heute herrschende Meinung darum 
noch keineswegs auch nach 10 oder 20 Jahren zu tiberwiegen braucht. 
Es genügt in dieser Beziehung, an den Wechsel der Erkenntnisse hin- 
sichtlich der Frage der , Wandelbarkeit" des ehelichen Güterrechts zu 
erinnern. (VergL meine oben S. 17 a.E. citirte Abhandlung). 

Aus Anlass von Bestimmungen, welche in dem sogleich zu er- 
wähnenden Gegenentwurf des Oberlandesgerichts enthalten sind, schlage 
ich jetzt ferner noch die folgenden Amendements zum Entwurf I vor. 

1. Als § 7a ist einzuschalten: 

Vorbehaltsgut der Frau werden ferner die vorhan- 
denen ausschliesslich zum persönlichen Gebrauch der 
Frau bestimmten Sachen, insbesondere Kleider, 
Schmucksachen und Arbeitsgeräthe. 
Die Begründung dieses Vorschlags findet sich unten S. 28. 

2. Als § 21 a und b sind die folgenden Bestimmungen 
einzuschalten: 

§ 21a. In den Fällen des § 21 Abs. 1 ist die Ein- 
tragung des bisherigen gesetzlichen Güterstandes in 
das Güterrechtsregister innerhalb 2 Jahren nach dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs, in den 
Fällen des Absatzes 3 daselbst innerhalb 2 Jahren 
nach Verlegung des Wohnsitzes des Mannes in das 
hamburgische Staatsgebiet zu beantragen. Die Ein- 
tragung erfolgt auf Antrag beider Ehegatten; jeder 
Ehegatte ist dem anderen gegenüber zur Mitwirkung 
verpflichtet. 

Die Frist wird auch durch den Antrag nur eines 
Ehegatten eingehalten, wenn innerhalb einer ihm vom 
Registergericht zu setzenden weiteren Frist von 
höchstens sechs Monaten die Genehmigung des an- 
deren Ehegatten bewirkt oder eine mit dem Zeug- 
nisse der Rechtskraft versehene Entscheidung, die 
den anderen Ehegatten zur Mitwirkung bei der Ein- 
tragung anhält, vorgelegt wird. In Rücksicht auf 
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eine DOch ausstehende Entscheidung sind weitere an- 
gemessene Verlängerungen der Frist zulässig. 

Der Antrag hat die Abweichungen des einzutra- 
genden bisherigen gesetzlichen Güterstandes von dem 
gesetzlichen Güterrecht des Bürgerlichen Gesetz- 
buches in ihren Grundzügen anzugeben, so weit nicht 
eine allgemeine Bezeichnung des Güterstandes zu 
seiner Kennzeichnung ausreicht oder auf ein den 
Güterstand erschöpfend regelndes Gesetz verwiesen 
werden kann. Der Antrag ist in öffentlich beglau- 
bigter Form zu stellen. Derselben Form bedarf die 
Genehmigung im Falle des Abs. 2. 

§ 21 b. Wird die Einhaltung der in § 19 bestimm- 
ten Eintragungsfrist dadurch verhindert, dass einer 
der Ehegatten vor ihrem Ablauf stirbt, so kann der 
überlebende Ehegatte beanspruchen, dass die erb- 
rechtlichen Wirkungen des bisherigen gesetzlichen 
Güterstandes der Ehegatten eintreten. In allen an- 
deren Fällen, in denen die Eintragung nicht inner- 
halb der Frist erfolgt, kommen die Bestimmungen 
des § 1 dieses Gesetzes zur Anwendung. 
Die Begründung folgt unten S. 30flf gelegentlich der Besprechung 
§§ 1 und 18flf des Entwurfs IL 
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Gegenenti^urf 
des Hanseatischen Oberlandesseriehte. 

Gegenüber dem vorstehend besprochenen und in der Hauptsache 
gebilligten Entwürfe der Justizverwaltung ist seitens einer Kommission 
des Hanseatischen Oberlandesgerichts ein Gegenentwurf ver- 
öffentlicht worden. Auch dieser Entwurf, der im Folgenden als 
Entwurf II bezeichnet werden soll, will die Weitergeltung 
des bisherigen hamburgischen Hechts für die am 1. Januar 
1900 bestehenden Ehen beseitigen. Er will aber nicht den 
Güterstand der allgemeinen Gütergemeinschaft zur Anwen- 
dung bringen, sondern den gesetzlichen Güterstand des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs. 

Bereits oben S. 4 ist ausgeführt, dass die einfache Anwendung 
des künftigen gesetzlichen Güterstandes auf die bestehenden Ehen als 
ein radikaler Eingriff in erworbene Bechte des Ehemannes und seiner 
Gläubiger unzulässig sein würde. Das erkennt auch der Entwurf 11 
an. Er glaubt, die Schwierigkeit dadurch losen zu können, dass er 
das gesammte am 1. Januar 1900 vorhandene bisher gemein- 
schaftliche Vermögen der Ehegatten für alleiniges Eigen- 
thum des Mannes erklärt (§ 8). Ausgeschlossen bleiben in der 
Regel nur die vorhandenen Haushaltungsgegenstände, Ai% von der 
Frau in die Ehe eingebracht oder an Stelle der von ihr eingebrachten 
und abgängig gewordenen von dem Manne angeschaffb sind. Diese 
sollen , eingebrachtes Gut'' werden, d. h. im Eigenthum der Frau 
stehen, aber der Verwaltung und Nutzniessung des Ehemannes unter- 
liegen. Femer sollen die vorhandenen ausschliesslich zum persönlichen 
Gebrauch der Frau bestimmten Sachen, insbesondere Kleider, Schmuck- 
sachen und Arbeitsgeräthe, , Vorbehaltsgut* der Frau werden, d. h. 
ausschliesslich der Verfügung der Frau unterliegen (Entwurf H, § 6). 
Die Motive zum Entwurf II (S. 16 f) empfehlen diese Regelung vor 
allem deshalb, weil ihrer Meinung nach durch dieselbe dem Interesse 
der Ehefrauen besser Rechnung getragen wird als durch den auf 
dem Princip der allgemeinen Gütergemeinschaft beruhenden Entwurf I. 
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Dieses wesentlichste Argument der Motive des Entwurfs II ist be- 
reits von Herrn Dr. Max Cohen in seiner oben erwähnten, sehr lesens- 
werthen Abhandlung (S. 7 f) bekämpft worden. Ich bin auch meiner- 
seits der Überzeugung, dass durch die Einführung des Entwurfs II 
die bisherigen hamburgischen Ehefrauen sich nicht besser 
stehen würden, als bei der Einführung des Entwurfs I, son- 
dern schlechter. Alles am 1. Januar 1900 vorhandene Vermögen, 
auch soweit es von der Frau in die Ehe eingebracht oder von ihr er- 
erbt ist, soll nach dem Entwurf U ausschliessliches Eigenthum des 
Mannes werden! Die Frau soll jedes Anrecht daran verlieren. Nach 
dem Entwurf I dagegen bleibt dieses bisher gemeinschaftliche Ver- 
mögen der Ehegatten auch in Zukunft gemeinschaftlich. Es wird 
aber das Miteigenthumsrecht der Frau in Gemässheit der vom Bürger- 
lichen Gesetzbuch für die allgemeine Gütergemeinschaft gegebenen 
Vorschriften besser geschützt als bisher in Hamburg. Unter normalen 
und gesunden Verhältnissen führt der Ehemann die Verwaltung des 
gemeinschaftlichen Vermögens wie bisher weiter. Doch bedarf er der 
Zustimmung der Frau zur Verfügung über ein gemeinschaftliches 
Grundstück, femer zur Vornahme ungewöhnlicher Schenkungen (§ 1445, 
1446 B. G.-B.). Vor allem aber kann die Frau die Aufhebung der 
Gütergemeinschaft und die Auskehrung ihrer Hälfte des gemeinschaft- 
lichen Vermögens verlangen, wenn die Fortsetzung der Gütergemein- 
schaft ihr Interesse in unbilliger Weise gefährden würde.^) Es liegt 



1) § 1468 B. G.-B. lautet: «Die Frau kann auf Aufhebung der 
Gütergemeinschaft klagen: 

1. wenn der Mann ein Rechtsgeschäft der in den §§ 1444 — 1446 
bezeichneten Ali ohne Zustimmung der Frau vorgenommen hat 
und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung der Frau zu 
besorgen ist; 

2. wenn der Mann das Gesammtgut in der Absicht, die Frau zu 
benachtheiligen, vermindert hat; 

3. wenn der Mann seine Vei-pflichtung, der Frau und den gemein- 
schaftlichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren, verletzt hat 
und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts 
zu besorgen ist; 

4. wenn der Mann wegen Verschwendung entmündigt ist oder wenn 
er das Gesammtgut durch Verschwendung erheblich gefährdet; 

5. wenn das Gesammtgut in Folge von Verbindlichkeiten^ die in der 
Person des Mannes entstanden sind, in solchem Masse über- 
schuldet ist, dass ein späterer Erwerb der Frau erheblich ge- 
fährdet wird.* 
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auf der Hand, dass hinsichtlich des am 1. Januar 1900 vorhandeneu 
Vermögens die Frau sehr viel besser fahrt, wenn sie in dieser Weise 
das Miteigenthum daran behält, als wenn sie gemäss dem Entwurf II 
jedes Anrecht daran verliert. Dieses am I.Januar 1900 vorhandene 
Vermögen kommt aber entscheidend in Betracht. Für den Verlust 
dieses ihres bisherigen Vermögens wird die Frau denn doch nicht aus- 
reichend dadurch entschädigt, dass das Vermögen, welches ihr mög^- 
licherweise in Zukunft noch zufällt, nach dem Entwurf 11 nicht 
gemeinschaftlich wird, sondern als , eingebrachtes 6ut^ ihr alleiniges 
Eigenthum bleibt und fQr die Schulden des Mannes nicht haftet. Der 
Verwaltung, der thatsächlichen Verfugung des Mannes unterliegt es 
zudem doch. Auch steht diesem Gesichtspunkt auf der anderen Seite 
gegenüber, dass nach dem System der Gütergemeinschaft gemäss Snt- 
wurf I die Frau dafür auch das Miteigenthum an allem späteren £r- 
werb des Mannes erlangt. Insoweit es sich um den Erwerb der 
Frau durch Erbschaft oder Schenkung handelt, können überdies die 
Geber, also in der Regel die Eltern oder sonstigen Verwandten der 
Frau, nach §§ 1869, 1440 B. G.-B. einfach bestimmen, dass das der 
Frau zugewandte Vermögen ihr Vorbehaltsgut werden und daher nicht 
in die eheliche Gütergemeinschaft fallen soll. 

Die Motive zu Entwurf II (S. 16) betonen zu Gunsten der Ein- 
führung des gesetzlichen Güterstands an Stelle desjenigen der all- 
gemeinen Gütergemeinschaft als socialpolitische Vortheile im Interesse 
der Frau femer: ^Der gesetzliche Güterstand des Bürgerlichen Gesetz- 
buches schafft nun in der That in allen vorerwähnten Richtungen 
Wandel. Er wahrt dem Manne in allen das gemeinschaftliche ehe- 
liche Leben betreffenden Angelegenheiten die Entscheidung, schützt 
aber die Frau gegen den Missbrauch seines Bechts (§§ 1353, 1354) 
insbesondere auch gegen einen unberechtigten Eingriff des Mannes in 
die Erwerbststellung der Frau, die durch ihre Arbeit zum Unterhalt 
der FamUie beiträgt, wenn nicht hauptsächlich, wie so häufig, den 
Unterhalt beschafft (§ 1358). Es bleibt der Frau die Schlüsselgewalt" 
Diese ganze Bemerkung beruht indessen auf einem Bechts- 
irrthum. Alle die vorstehend von den Motiven angezogenen Bestim- 
mungen des Bürgerlichen Gesetzbuches gelten nämlich nicht bloss, wie 
die Motive annehmen, für den gesetzlichen Güterstand, sondern sie 
gelten in allen Ehen ohne Unterschied, ganz einerlei welcher Güter- 
stand massgebend ist. Sie gelten daher insbesondere auch dann, wenn 
allgemeine Gütergemeinschaft besteht Die fraglichen Bestimmungen 
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stehen nämlich im fünften Titel des die Ehe behandelnden ersten Ab- 
schnitts des vierten Buchs des B. G.-B. unter der Überschrift „ Wir- 
kungen der Ehe im Allgemeinen. '^ Das eheliche Güterrecht wird so- 
dann im sechsten Titel behandelt. Hieraus ergiebt sich ohne Weiteres, 
dass die Vorschriften des f&nften Titels nicht auf den gesetzlichen 
äüterstand beschränkt, sondern gesetzliche Wirkungen einer jeden Ehe 
ohne Rücksicht auf das in ihr geltende eheliche Güterrecht sind. Das 
Gleiche ergiebt sich aber auch aus dem Inhalt der fraglichen Vor- 
schriften, welcher ein bestimmtes System des ehelichen Güterrechts 
durchaus nicht zur Voraussetzung hat. Überdies bestimmt Art. 199 
des Einführungsgesetzes zum B. G.-B. ausdrücklich, dass die fraglichen 
Bestimmungen (welche im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs die 
Regelung der persönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten zuein- 
ander im Gegensatz zur Regelung des Güterstandes enthalten) auch 
für die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs be- 
reits bestehenden Ehen ohne Weiteres Platz greifen. Sie kommen 
daher mit dem 1. Januar 1900 allen hamburgischen Ehefrauen kraft 
Reichsgesetzes ohne Weiteres zu Gute, ohne Rücksicht darauf, welche 
Vorschriften im Übrigen Seitens der hamburgischen Landesgesetz- 
gebung hinsichtlich der bestehenden Ehen gegeben werden.*) 

Richtig ist allerdings, dass hinsichtlich der von der Frau ein- 
gebrachten Gegenstände (welche wie erwähnt »eingebrachtes Gut* 
werden sollen) und hinsichtlich der ausschliesslich zu ihrem persön- 
lichen Gebrauch bestimmten Sachen (welche , Vorbehaltsgut " werden 
sollen), der Entwurf II den Frauen günstiger ist als der Entwurf I. 
Dieses Moment kann aber nicht entscheidend ins Gewicht fallen. Bei 
den wohlhabenderen Klassen der Bevölkerung wird flir die Frau das 
sonstige von ihrer Seite stammende Kapitalvermögen mehr in Betracht 
kommen, als ihre Mobilien und ihre Garderobe. Der Umstand, dass 
letztere nicht mehr für die Schulden des Mannes haften und der Ver- 
fugung desselben nicht mehr in gleichem Masse unterliegen wie bei 
der Gütergemeinschaft, kann die Frau nicht dafür entschädigen, dass 
sie hinsichtlich ihres bisher vorhandenen Kapitalvermögens jedes Recht 



1) Dieser so kundigen und urtheilsftlhigen Männern, wie die dem 
Oberlandesgericht angehörigen Redaktoren des Entwurfs II es sind, unter- 
gelaufene Irrthum in der Auslegung des Bürgerlichen Gesetzbuchs giebt 
übrigens einen Vorgeschmack von den Schwierigkeiten, die uns allen be- 
vorstehen, ehe wir uns in die üben-eiche Fülle der am 1. Januar 1900 in 
Kraft tretenden neuen gesetzlichen Bestimmungen eingelebt haben werden. 
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Terlieren soll. Bei den weniger bemittelten Klassen der Bevölkerung 
wird allerdings ein erhebliches Eapitalvermögen der Frau in der Kegel 
nicht vorhanden sein. Andererseits sind hier die Mobilien und Eleidangs- 
stücke meist schon deshalb der Haftung für die Schulden des Maxines 
entzogen, weil sie als unentbehrlich der Zwangsvollstreckung niclit 
unterliegen. Auch kommt fttr alle Klassen der Bevölkerung ent- 
scheidend in Betracht, dass solange die Ehegatten zusammen leben, 
die Veräusserung derartiger Sachen durch den Mann thatsächlich 
immer möglich ist, auch wenn das Recht sie ihm verbietet, und dass 
die Frau gegen den gutgläubigen dritten Erwerber nichts machen 
kann. Hinsichtlich der ausschliesslich zum persönlichen Gebrauch der 
Frau dienenden Gegenstände steht überdies — worauf schon Herr 
Dr. Cohen 1. c. S. 8 aufmerksam gemacht hat — nichts im Wege, 
dieselben auch bei Adoptirung des Entwurfs I für Vorbehaltsgut zu 
erklären. Es ist vielleicht ein Mangel der Regelung der allgemeinen 
Gütergemeinschaft im B. G.-B., dass eine solche Vorschrifk daselbst 
fehlt. Hinsichtlich der bestehenden Ehen kann diesem Mangel durch 
das Landesgesetz abgeholfen werden. Will man demnach die dem 
bisherigen hamburgischen Recht völlig fremde, aber der Gerechtigkeit 
allerdings entsprechende Vorschrift einführen, dass die Kleidungsstücke, 
Schmucksachen und Arbeitsgeräthe der Frau jeder Verfligung des 
Mannes und der Haftung für die von demselben gemachten Schulden 
entzogen sein sollen, so braucht man darum noch nicht im Übrigen 
mit dem bisherigen hamburgischen Recht ganz zu brechen und den 
Entwurf H an Stelle des Entwurfs I zu adoptiren. Man kann viel- 
mehr lediglich die bezüglichen in § 6 des Entwurfs TL enthaltene Be- 
stimmung in den Entwurf I (als § 7 a) hineinsetzen. 

Zu erwägen ist ferner allerdings, dass nach dem System der Güter- 
gemeinschaft gemäss Entwurf I auch der spätere Erwerb der Frau 
in die Gemeinschaft fallt und der vorwiegenden Verfügung des Mannes 
unterliegt. Schon oben ist erwähnt, dass andererseits ja auch der 
spätere Erwerb des Mannes gemeinschaftlich wird. In dieser Beziehung 
ist noch hervorzuheben, dass bei dem gesetzlichen Güterstand die Frau 
an dem häufig mit ihrer thätigen Beihülfe von dem Manne in seinem 
Erwerbsgeschäft während der Ehe verdienten Vermögen keinerlei An- 
theil hat, während dasselbe bei dem System der Gütergemeinschaft 
natürlich gemeinschaftlich wird. Die Härten, welche die Gütergemein- 
schaft für die Frau auch mit Bezug auf ihren späteren Erwerb aller- 
dings mit sich bringen kann, werden nach dem System des Bürger- 
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liehen Gesetzbuchs gerade auch in dieser Beziehung dadurch sehr 
gemildert, dass die Frau, wie bereits oben S. 25 erwähnt, die Auf- 
hebung der Oütergemeinschafb, den Eintritt völliger Gütertrennung 
erzwingen kann, wenn der Mann sie böswillig benachtheiligt oder 
schlecht wirthschaftet oder überschuldet ist. 

Im Resultat kann demnach keineswegs anerkannt werden, dass 
der Entwurf 11 dem socialen Postulat der Gerechtigkeit gegen die Ehe- 
frau besser entspreche als der Entwurf I. 

Letzterer hat dagegen den grossen Vorzug, dass er sich im Wesent- 
lichen dem bestehenden Rechtszustande anschliesst, während der Ent- 
wurf n das Recht, nach welchem die hamburgischen Ehegatten bis- 
her lebten, radikal abändert. Ohne dringendes Bedürfniss soll der 
Gesetzgeber nicht in erworbene Rechte eingreifen und nicht die bereits 
bestehenden, eingelebten Rechtsverhältnisse auf den Eopf stellen. Ein 
solches Bedürfniss ist über diejenigen Abänderungen des bestehenden 
Zustandes hinaus, welche der Entwurf I vorschlägt, auch nach 
Einführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der Hauptsache nicht 
anzuerkennen. 



Sonach kann das Grundprincip des Entwurfs II meines Erachtens 
nicht gebilligt werden. Aber auch abgesehen von diesem Grundprincip 
giebt eine Reihe von Vorschlägen dieses Entwurfs zu erheblichen Be- 
denken Anlass. 

Nach § 1 des Entwurfs 11 soll dessen Inhalt fär alle „zur Zeit 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes im hamburgischen Staate bestehenden 
Ehen, wenn in diesem Zeitpunkte der Ehemann ein Deutscher ist* 
Platz greifen. Hinsichtlich aller deutschen Ehegatten also, welche ihr 
erstes eheliches Domicil ausserhalb Hamburgs hatten und die vor dem 
1. Januar 1900 nach Hamburg gezogen sind, soll »Wandelbarkeit des 
ehelichen Güterrechts* gelten. Das steht im Widerspruch zu der bis- 
her in Hamburg wie im übrigen Deutschland herrschenden Ansicht, 
und auch mit der Billigkeit, die es verbietet, dass der Ehemann es in 
seiner Macht haben soll, durch eine Änderung des ehelichen Domicils, 
zu welcher er ohne Zustimmung der Frau befugt ist, auch noch in die 
Vermögensrechte der Frau gegen deren Willen einzugreifen. (Vergl. 
oben S. 17). Würde der Entwurf II Gesetz, so brauchten alle Ehe- 
männer in Deutschland, welche nach dem für ihre Ehe massgebenden 
Recht über das Vermögen ihrer Frau keine Verfügung haben, nur 
schleunigst vor dem 1. Januar 1900 ihr Domicil nach Hamburg zu 
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verlegen, um gemäss § 8 des Entwurfs II das gesammte bisherige 
Capital vermögen ihrer Frauen in ihr, der Männer, ausschliessliches 
Eigen thum zu bringen! Durch eine solche Bestimmung würde die 
hamburgische Gesetzgebung geradezu eine Prämie auf die Schurkerei 
setzen. 

Eine derartige Ungerechtigkeit kann auch keineswegs durch das 
von den Motiven (S. 28) hervorgehobene Argument gerechtfertigt 
werden, dass häufig die Ehegatten, welche von einem fremden Orte 
hergezogen sind, von dem ehelichen Güterrecht ihres ersten Domicils 
nichts mehr wissen und nichts mehr wissen wollen. Wenn das in der 
That der Fall ist, so steht ihnen ja frei, sich durch Ehevertrag dem 
hamburgischen Rechte zu unterwerfen. Jedenfalls darf nicht um des- 
willen, weil in anderen Ehen beide Ehegatten an der Aufrecht- 
erhaltung des für ihre Ehe bisher geltenden Rechts kein Interesse 
haben, dem Ehegatten, der ein solches Interesse hat, dieses sein bis- 
heriges Recht gegen seinen Willen genommen werden. Nur das ist 
zu concediren, dass sich aus Zweckmässigkeitserwägungen — ins- 
besondere auch um die Anwendung der häufig schwer zu ermittelnden 
älteren ausserhamburgischen Partikulargesetze über eheliches Güter- 
recht möglichst einzuschränken — eine Bestimmung rechtfertigen lässt, 
wonach das hamburgische Recht auch auf die von auswärts zugezogenen 
Ehegatten Anwendung finden soll, wenn nicht einer von ihnen inner- 
halb einer bestimmten Frist nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs beziehentlich nach der späteren Verlegung des ehelichen 
Domicils in das hamburgische Staatsgebiet gegenüber dem Register- 
gericht erklärt, dass er die Aufrechterhaltung des ehelichen Güterrechts 
des ersten Domicils der Ehe verlange. In dieser Beziehung enthält 
der Entwurf II für diejenigen Ehen, deren Domicil erst nach dem 
1. Januar 1900 in das hamburgische Staatsgebiet verlegt wird, in § 18 ff 
sehr beachtenswerthe Vorschläge.*) Meines Erachtens ist jedoch die 



1) Entwurf II § 18: „Auf Ehen, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geschlossen sind, findet, wenn der Mann ein Deutscher ist und 
seinen Wohnsitz nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in das Hambur- 
gische Staatsgebiet verlegt, -der gesetzliche Güterstand des Bürgerlichen 
Gesetzbuches in Verbindung mit dem Erbrechte des Bürgerlichen Gesetz- 
buches Anwendung, es sei denn, dass durch Eintragung in das Güterrechts- 
register nach näherer Bestimmung der §§ 19 und 20 das Fortbestehen 
des bisherigen gesetzlichen Güterstandes gesichert wird. 

§ 19. Die Eintragung des bisherigen gesetzlichen Güterstandes in 
das Gütenrechtsregister muss innerhalb sechs Monaten nach Verlegung des 
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in § 19 enthaltene Frist von sechs Monaten zu kurz, und es müssen 
dafür mindestens zwei Jahre gesetzt werden. Es handelt sich hierbei 
ja nicht um das Yerhältniss zu den künftigen Gläubigern, welchen 
gegenüber vielmehr gemäss § 1485 B. G.-B. (Entwurf 11 § 20 Abs. 2, 
Entwurf I § 21 Abs. 2 und 8) nur die thatsj^chlich erfolgte Ein- 
tragung in Betracht kommt. Im Yerhältniss der Ehegatten zu ein- 
ander liegt kein Grund vor, diese Frist sehr kurz zu bemessen. Um- 
gekehrt könnte dies dazu führen, dass unkundige Ehegatten, insbesondere 
Frauen, leicht ihres bisherigen Rechtes verlustig gehen. Ferner müsste 
für diejenigen Ehegatten, welche bereits vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ihr Domicil nach Hamburg verlegt haben, 

Wohnsitzes des Mannes in das Hamburgische Staatsgebiet beantragt werden. 
Die Eintragung erfolgt auf Antrag beider Ehegatten; jeder Ehegatte ist 
dem anderen gegenüber zur Mitwirkung verpflichtet. 

Die Frist wird auch durch den Antrag nur eines Ehegatten ein- 
gehalten, wenn innerhalb einer ihm vom Begistergericht zu setzenden 
weiteren Frist von höchstens sechs Monaten die Genehmigung des anderen 
Ehegatten bewirkt oder eine mit dem Zeugnisse der Rechtskraft versehene 
Entscheidung, die den anderen Ehegatten zur Mitvärkung bei der Ein- 
tragung anhält, vorgelegt wird. In Rücksicht auf eine noch ausstehende 
Entscheidung ist eine weitere angemessene Verlängerung der Frist zulässig. 

§ 20. Der Antrag hat die Abweichungen des einzutragenden bis- 
herigen gesetzlichen Güterstandes von dem gesetzlichen Güterrecht des 
Bürgerhchen Gesetzbuches in ihren Grundzügen anzugeben, soweit nicht 
eine allgemeine Bezeichnung des Güterstandes zu seiner Kennzeichnung 
ausreicht oder auf ein den Güterstand erschöpfend regelndes Gesetz ver- 
wiesen werden kann. Der Antrag ist in Öffentlich beglaubigter Form zu 
stellen. Derselben Form bedarf die Genehmigung im Falle des § 19 Abs. 2. 

Dritten gegenüber ist der bisherige gesetzliche Güterstand nur nach 
Massgabe § 1435 des Bürgerlichen Gesetzbuchs wirksam. 

§ 21. Wird die Einhaltung der in § 18 bestimmten Eintragungsfrist 
dadurch verhindert, dass einer der Ehegatten vor ihrem Ablauf stirbt, so 
kann der überlebende Ehegatte beanspruchen, dass die erbrechtlichen Wir- 
kungen des bisherigen gesetzlichen Güterstandes der Ehegatten eintreten. 
Dritten gegenüber können jedoch Einwendungen aus dem Fortwirken des 
bisherigen gesetzlichen Güterstandes nicht entnommen werden. 

§ 22. In allen anderen Fällen, in denen die Eintragungsfrist des 
§ 19 nicht eingehalten wird, gilt, wenn der bisherige gesetzliche Güter- 
stand der Ehegatten allgemeine oder partikuläre Gütergemeinschaft war, 
als eingebrachtes Gut der Frau im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches, 
was vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes von ihr in die Ehe eingebracht 
ist, mit Einschluss des durch Erbschaft oder Schenkung während der Ehe 
von ihr Erworbenen, soweit es nicht ihr Vorbehaltsgut ist. Dagegen wird 
die Errungenschaft dem Vermögen des Mannes zugerechnet.'* 
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die Frist vom Zeitpunkt des Inkrafttretens an laufen. Endlich liegt 
meines Erachtens kein Grund vor, die Geltung der Bestimmung auf 
Reichsangehörige zu beschränken. (Nebenbei bemerkt ist die Formu- 
lirung'der bezüglichen Bestimmung in § 18 des Entwurfs 11 insofern 
lückenhaft, als nicht zum Ausdruck gebracht ist, in welchem Zeit- 
punkt der Mann ein Deutscher sein muss). Die von mir vorgeschlar 
gene abgeänderte Fassung der betreflFenden Bestimmungen ist oben 
S. 22 f als Amendement zum Entwurf I abgedruckt. 

Der Entwurf II (§ 1, 18) will überhaupt Vorschriften nur für 
den Fall geben, dass der Ehemann ein Deutscher ist. Art. 15 
und 16 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch lässt 
allerdings in Zukunft die Staatsangehörigkeit der Ehegatten über 
das eheliche Güterrecht entscheiden. Aber nach bisherigem ge- 
meinen und Hamburgischen Recht kommt es nicht auf die Staats- 
angehörigkeit, sondern lediglich auf das erste Domicil der Ehe- 
gatten an. (Andernfalls hätte bisher auch mit Bezug auf Eheleute 
aus anderen deutschen Bundesstaaten nicht das Recht des ersten 
Domicils, sondern das Recht der Staatsangehörigkeit zur Anwen- 
dung kommen müssen, wie das z. B. nach dem Rechte des König- 
reichs Sachsen auch in der That der Fall ist). Da nach Art. 200 E. G. 
zum B. G.-B. für den Güterstand einer zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs bestehenden Ehe die bisherigen Gesetze mass- 
gebend bleiben, würde die vom Entwurf II vorgeschlagene Regelung 
die wunderliche Eonsequenz haben, dass für Reichsausländer, die in Ham- 
burg wohnen und ihr erstes eheliches Domicil in Hamburg hatten, das 
bisherige hamburgische Recht unverändert beibehalten würde, während 
es für die Deutschen durch das Recht des Entwurfs ersetzt würde. In- 
wiefern durch solche Behandlung der Ausländer, wie die Motive S. 26 
unten meinen, „ftfcr Hamburg ein Vortheil* erreicht werden sollte, ist 
nicht einzusehen. 

In §§ 9 und 10 triflFt der Entwurf H Bestimmungen für den 
Fall der Auflösung der Ehe durch Scheidung oder Tod. Das 
Princip ist, dass es — soweit dies erforderlich ist, um die Frau oder 
deren Verwandte nicht schlechter zu stellen als nach bisherigem Recht — 
nach Auflösung der Ehe so angesehen werden soll, als ob auch das- 
jenige Vermögen der Frau, welches dieselbe vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Q-esetzbuchs in die Ehe eingebracht oder ererbt hat und 
welches nach § 8 des Entwurfs II am 1. Januar 1900 in das alleinige 
Eigenthum des Mannes gefallen ist, im Momente der Auflösung der 
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!Ehe Eigenthum der Frau war. Dieses Princip ist, wenn man sich im 
tJbrigen auf den Standpunkt des Entwurfs 11 stellt, durchaus zu billigen. 
£s ist aber nicht ausreichend durchgeführt. § 10 sub 1 bestimmt 
ftir den Fall, dass der Mann neben nicht gemeinschaftlichen Abkömm- 
lingen oder sonstigen gemäss § 1981 B. G.-B. erbberechtigten Ver- 
wandten »erbt*, dass er »in die Erbschaft der Frau einzuwerfen hat, 
was sie im Sinne des bisherigen Rechts in die Ehe eingebracht hat, 
mit Einschluss des vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durch Erb- 
schafk*) oder Schenkung während der Ehe von ihr Erworbenen*. Das 
fährt zu der schwerlich beabsichtigten, jedenfalls unbilligen Consequenz, 
dass wenn der Ehemann die Erbschaft der Frau ausschlägt, er das 
gesammte von ihr in die Ehe eingebrachte oder vor dem 1. Januar 1900 
durch Erbschaft oder Schenkung erworbene Vermögen als sein Eigen- 
tlium einfach fCbr sich behalten kann! 

Der Entwurf 11 beseitigt femer für die beim Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs bestehenden Ehen die fortgesetzte Güter- 
gemeinschaft. Er will dafür das dem überlebenden Ehegatten neben 
Kindern nach § 1981 B. G.-G. zustehende Erbrecht auf ein Viertel 
des Nachlasses des Verstorbenen auf die Hälfte erhöhen. Diese Be- 
stimmung ist in ihrer Gültigkeit nicht ganz unbedenklich, da so, wie 
sie gegeben ist, doch sehr bezweifelt werden kann, ob sie unter die 
, erbrechtlichen Wirkungen des Güterstandes" gemäss § 200 E. G» 
zum B. G.-B. gerechnet werden kann und nicht vielmehr eine rein erb- 
rechtliche Vorschrift darstellt, zu welcher die Landesgesetzgebung nicht 
mehr competent ist. Etwas Anderes wäre es, wenn ausgesprochen 
würde, dass mit dem Tode des Erstversterbenden ein Theil derjenigen 
Güter, welche während der Dauer der Ehe als sein Vermögen an- 
zusehen waren, kraft ehelichen Güterrechts auf den Überlebenden 
übergehen sollten, mit der Massgabe, dass nur der Rest des bisherigen 
Vermögens des verstorbenen Ehegatten als dessen Nachlass anzu- 
sehen wäre. 

Ebenso erscheint zweifelhaft, ob die §§ 1938 und 2855 B. G.-B. 
so, wie dies im Entwurf II § 10 sub 2 vorgesehen ist, durch die Landes- 
gesetzgebung für die bestehenden Ehen ausgeschlossen werden dürfen. 

1) Herr Dr. Wolffson hat vorgeschlagen, hinter , Erbschaft* das Wort 
,Vermächtniss* einzuschalten, was auch der Intention des Entwurfs II 
ohne Zweifel entspricht. Noch genauer wäre es, statt «durch Erbschaft 
oder Schenkung* den noch umfassenderen Ausdruck „von Todeswegen 
oder durch Schenkung* zu setzen. 

Goldfeld, Ab&nderangen d. Hamburger ehel. Güterreohta. 8 
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Meines Erachtens handelt es sich hier um Bestimmungen, die nicht 
dem ehelichen Güterrecht, sondern dem Erbrecht angehören. 

Da die hamburgische Gesetzgebung sich nicht der Gefahr aus- 
setzen darf, dass diese wesentlichen Bestimmungen des § 10 Abs. 2 
und sub 2 nachher von der Bechtsprechung als den Beichsgesetzen 
widersprechend flir ungültig erklärt werden, ist der vom Entwurf II 
vorgeschlagene Weg ungangbar. Überdies sprechen, wie Herr Dr. Cohen 
S. 8 f. zutreffend ausgeführt hat, auch gewichtige Zweckmässigkeits- 
und Billigkeitsgründe gegen die Beseitigung der fortgesetzten Güter- 
gemeinschaft in dem Umfange wie dies vorgeschlagen wird. 

Für den Fall, dass in Folge Auflösung der Ebe durch den Tod 
bereits vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs eine fort- 
gesetzte Gütergemeinschaft begonnen hat, will der Entwurf 11 in § 17 
sie in Gemässheit der (bestrittenen und zweifelhaften!) Bestimmungen 
des bisherigen Rechts fortbestehen lassen, wenn die Frau der über- 
lebende Theil ist. ' Ist aber der Mann der Überlebende, so soll nach 
§ 13 des Entwurfs 11 das bisherige Sammtgut der fortgesetzten Güter- 
gemeinschaft sein alleiniges Vermögen werden. Dies bedeutet einen 
völlig ungerechtfertigten Eingriff in erworbene Rechte der Kinder. 
Dass schon die bisherige hamburgische Judicatur die Rechte der Kinder 
neben dem Vater in der fortgesetzten Gütergemeinschaft recht stief- 
mütterlich behandelt hat, kann doch kein Grund dafür sein, bei Ge- 
legenheit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs, völlig in 
Widerspruch mit den Intentionen des letzteren, den Kindern das We- 
nige, was ihnen an Rechten bisher nicht genommen werden konnte, 
weil es ihnen im hamburgischen Stadtrecht ausdrücklich garantirt 
ist, auch noch zu nehmen. Auch wenn man sie trotz der meines Er- 
achtens jeden Zweifel ausschliessenden Vorschrift in Art. 1 St. III 8, 
dass nach dem Tode eines Ehegatten „aUe Hab* und Güter auf den 
Längstlebenden und ihre sämmtlichen Kinder" fallen, nicht als 
Miteigenthümer ansehen will, steht ihnen doch jedenfalls gemäss Art. 3, 
4 St. ni 3 auch dem Vater gegenüber das Recht zu, die unverkürzte 
Auskehrung ihrer Antheile beim Tode des Vaters, ferner schon bei 
seinen Lebzeiten im Falle der schlechten Wirthschaft oder zweiten 
Ehe zu verlangen. Auch haben sie kraft ihrer Mitberechtigung an 
dem Sammtgute der fortgesetzten Gütergemeinschaft gemäss Art. 3 1. c. 
„noth wendige Alimenta'* sowie „ein billiges Heirathsgut und Aus- 
steuer" zu fordern. Dieses Recht geht über die jedem Kinde gegen 
seine Eltern nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch zustehenden Ansprüche 
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erheblich hinaus, da in der communio prorogata auch volljährige 
£inder im Falle des Bedürfnisses Alimente fordern können, ohne Rück- 
sicht darauf, ob der standesmässige Unterhalt des Vaters dadurch ge- 
fährdet wird (cf. B. G.-ß. 1603), und da nach § 1620 B. G.-B. nur 
Töchtern im Falle der Verheirathung ein Anspruch zusteht, und auch 
diesen nicht auf Gewährung einer Mitgift („Heirathsgut"), sondern nur 
einer Aussteuer, und nur unter den Beschränkungen des § 1621. Aller 
dieser Rechte sollen die Kinder nach dem Entwürfe grundloserweise 
verlustig gehen. Nur für den Fall der Wiederverheirathung des 
Vaters räumt er ihnen einen Abtheilungsanspruch ein. Hier aber soll 
wieder dem Vater das ihm nach bisherigem Recht zustehende Wahl- 
recht zwischen Quotenabtheilung und Abtheilung vom Mütterlichen 
genommen und er gezwungen sein, stets ^^om Mütterlichen abzutheilen* 
d. h. das von der Frau eingebrachte oder durch Erbschaft oder Schenkung 
erworbene Vermögen auszukehren. Zu diesem Eingrüf in die erworbenen 
Rechte des Vaters liegt meines Erachtens ebenfalls keine Veranlassung vor. 
Gegenüber der Bemerkung der Motive zu § 13 des Entwurfs 11 
S. 42 oben mag noch hervorgehoben werden, dass nach bisherigem 
Recht der Vater keineswegs, wie die Motive anzunehmen scheinen, be- 
rechtigt ist, über das Sammtgut der fortgesetzten Gütergemeinschaft 
so zu testiren, als ob es sein alleiniges, keinerlei Anrechten der Kinder 
unterworfenes Eigenthum wäre. Diese allerdings in einem vereinzelten 
neueren Erkenntniss vertretene Ansicht widerspricht der Rechtsconse- 
quenz und den Vorschriften in Art. 1, 3 St. III 3, aber auch der in 
Doctrin und Praxis seit Jahrhunderten herrschenden Meinung. Die 
«certa spes succedendi'^ der Kinder in der communio prorogata hin- 
sichtlich ihrer Abtheilungsquote ist von Alters her auch von den- 
jenigen anerkannt worden, die ein gegenwärtiges Miteigenthumsrecht 
derselben leugneten. Ebenso hätte die ganze langjährige Gontroverse 
über die Zulässigkeit und die Wirkungen einer letztwilligen Abtheilung 
ja gar keinen Sinn, wenn nicht von beiden Seiten angenommen würde, 
dass der Wittwer den Kindern jedenfalls ihre Abtheilungsquote un- 
verkürzt hinterlassen müsse. (Vergl. hinsichtlich der Teetirbefugniss 
des Wittwers nach gegenwärtigem Recht Niemeyer, Hamburger 
Privatrecht S. 418 f, 550 ff, mein eheliches Güterrecht S. 63flF, beson- 
ders 74, 81, 90). Dass überhaupt der Versuch gemacht werden konnte, 
an diesem feststehenden Grundprincip unseres Partikularrechts zu rütteln, 
ist ein Beweis mehr für den Verfall des bisherigen hamburgischen ehe- 
lichen Güterrechts. 

, 8* 



Digitized by VjOOQIC 



— 36 — 

Zu dem vorstehend besprochenen Entwurf II hat Herr Dr. Albert 
Wolflfson einige Abänderungsvorschläge mit Begründung veröffentlicht. 
Da nach den vorstehenden Ausführungen der Entwurf U sich als 
Grundlage des zu erlassenden Gesetzes nicht empfiehlt, bedarf es an 
dieser Stelle keiner erschöpfenden Besprechung der von Herrn 
Dr. Wolffson zu demselben vorgeschlagenen Abänderungen im Einzel- 
nen, umsomehr, da dieselben inzwischen von Herrn Dr. Max Cohen 1. c. 
bereits in meines Erachteos im Wesentlichen zutreffender Weise be- 
handelt worden sind. Ich beschränke mich daher auf die folgenden 
Bemerkungen. 

Herr Dr. Wolffson will die Bedenken, zu welchen der vom Ent- 
würfe n vorgeschlagene radikale Eingriff in die Rechtsverhältnisse der 
bestehenden Ehen Anlass giebt, dadurch mildern, dass er zu § 1 des 
Entwurfs vorschlägt, es solle den bisherigen Ehegatten auch nach dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs gestattet sein, in einem 
Ehevertrage den Güterstand durch Verweisung auf das vor dem 
1. Januar 1900 in Hamburg geltende Recht zu regeln. Würde von 
diesem Hülfsmittel in umfassenderem Masse Gebrauch gemacht, so 
würde das neue Gesetz seinen Zweck, das bisherige veraltete und 
zweifelhafte Recht im Anschluss an das Bürgerliche Gesetzbuch zu 
verbessern, einfach nicht erreichen. Überdies ist, wie auch Herr 
Dr. Cohen 1. c. S. 8 bemerkt, die Wahrscheinlichkeit, dass von dieser 
Befugniss oft Gebrauch gemacht werden würde, gering. Auch bedarf 
es zum Abschluss eines Ehevertrages natürlich der Zustimmung beider 
Ehegatten, so dass diese Bestimmung nicht geeignet sein würde, ins- 
besondere die Ehefrau gegen den Willen ihres Mannes gegen die mit 
dem Entwurf II für sie verbundenen Härten zu schützen. 

Ebenso halte ich mit Herrn Dr. Cohen die Vorschläge des Herrn 
Dr. Wolffson zu §§ 3, 4, 7, 23 des Entwurfs für bedenklich, wonach 
entgegen den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
(§§ 1435, 1561 Abs. 2) und entgegen dem Inhalt sowohl des Ent- 
wurfs I wie des Entwurfis II die vor dem 1. Januar 1900 in Hamburg 
geschlossenen Eheverträge, so lange sie nicht in das Güterrechtsregister 
eingetragen sind. Dritten gegenüber auch dann keine Wirkung haben 
sollen, wenn sie den Dritten bekannt sind, und wonach kein Ehegatte 
gegenüber dem anderen zur Mitwirkung bei der Eintragung des Ehe- 
vertrages in das Register verpflichtet sein soll. Auch nach bisherigem 
hamburgischen Recht waren solche Eheverträge vollständig gültig. 
Jeder Ehegatte hatte dem anderen gegenüber ein Recht darauf, dass 
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dieser den Vertrag nicht verletze. Nur den Gläubigern des Ehemanns 
konnte der Vertrag in der Regel auf Grund der bekannten zwingenden 
Bestimmung des hamburgischen Rechts nicht entgegengehalten werden. 
Diese nicht im Interesse des Mannes, sondern im Interesse der Gläubiger 
gegebene zwingende Bestimmung kommt mit dem 1. Januar 1900 in 
Wegfall. Das Bürgerliche Gesetzbuch erachtet das Interesse der 
Gläubiger durch die Vorschrift fiir genügend gewahrt, dass Eheverträge 
Dritten gegenüber nur dann wirken, wenn sie entweder in das (vom 
Bürgerlichen Gesetzbuch neu eingeführte) Güterrechtsregister des Amts- 
gerichts eingetragen werden oder wenn sie dem Dritten vor dem Ab- 
schluss des Vertrages mit ihm bekannt sind. Es kann keineswegs an- 
erkannt werden, dass nunmehr — wie Herr Dr. WolflEson L c. S. 7 
unten annimmt — der alte Ehevertrag einen völlig veränderten Inhalt 
erhalte, dass daher die blosse Eenntniss seiner Existenz dem Dritten 
nicht entgegenstehen dürfe und dass keinem Ehegatten zugemuthet 
werden könne, zur Registrirung des Ehevertrags mitzuwirken, weil 
darin der Abschluss eines völlig neuen Vertrages liege. Auch schon 
nach bisherigem Rechte handelte der Mann rechtswidrig, wenn er ent- 
gegen dem Ehevertrage über Vermögensstücke der Frau zu Gunsten 
Dritter verfügte oder das Vermögen der Frau mit Schulden belastete. 
Es kann keine Rede davon sein, dass er etwa ein erworbenes Recht 
auf B^ehung von Rechtswidrigkeiten hätte. Noch weniger ist es 
Sache des Gesetzgebers darauf Rücksicht zu nehmen, dass möglicher- 
weise einmal ein Ehemann bei Abschluss des Ehevertrages illoyaler 
Weise bei sich gedacht hat: „Ich verspreche zwar meiner Frau, mich 
jeder Verfügung über ihr Vermögen zu enthalten. Aber ich thue das 
nur, weil ich weiss, dass sie meinen Gläubigem gegenüber doch nichts 
machen kann, wenn ich mein Wort nicht halte.* 

Dagegen halte ich im Gegensatz zu der von Herrn Dr. Cohen 
(1. c. S. 6 sub b) ausgesprochenen Meinung den Vorschlag des Herrn 
Dr. WolflFson zu § 8 des Entwurfs II für gerechtfertigt, wonach flir 
den Fall, dass der Frau bereits bei Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 
Grund eines Vertrages oder einer letztwiUigen Verfügung ein Recht 
auf regelmässig wiederkehrende Leistungen oder ein Niess- 
brauch zusteht, die nach dem 1. Januar 1900 fallig werdenden Leistungen 
als a eingebrachtes Gut* der Frau angesehen werden sollen. Dem von 
Herrn Dr. Cohen angeregten Bedenken, dass durch eine solche Be- 
stimmung erworbene Rechte Dritter beeinträchtigt werden könnten, 
würde durch den Zusatz , unbeschadet der vor dem Inkrafttreten dieses 
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Gesetzes entstandenen Rechte dritter Personen* Rechnung getragen 
werden können. Darin ist aber jedenfalls Herrn Dr. Wolffson Recht 
ZQ geben, dass es ausserordentlich unbillig sein würde, auch diejenigen 
Beträge, durch deren Zuwendung ein Dritter der Ehefrau ihren Lebens- 
unterhalt hat sichern wollen, selbst f&r die Zeit nach dem I.Januar 1900 
gemäss § 8 des Entwurfs 11 in das alleinige Eigenthum des Mannes 
fallen zu lassen. Für den wichtigsten Fall, dass nämlich der Frau 
testamentarisch eine jährliche Rente hinterlassen ist, bedarf es übrigens 
der von Herrn Dr. Wolffson vorgeschlagenen Bestimmung nicht einmal, 
da nach bekannter Yorschrifb des geltenden Rechts das Renten- 
vermächtniss (annuum legatum) nicht als ein einheitliches Yermächtmss 
aufgefasst wird, vielmehr jede Jahresrente als ein besonderes, erst im 
Momente seiner Fälligkeit dem Bedachten anfallendes Vermächtniss 
gilt. (Vergl. z. B. 1. 4 Dig. de annuis legatis 88.1.) Die nach dem 
1. Januar 1900 fällig werdenden Jahresraten würden daher, da sie am 
1. Januar 1900 noch nicht zum Vermögen der Frau gehorten und 
demgemäss nicht in das Eigenthum des Mannes übergegangen sind, 
auch nach § 8 des Entwurfs H als »eingebrachtes Gut* der Frau an- 
zusehen sein. Es empfiehlt sich aber — f(ir den Fall, dass wider 
Erwarten der Entwurf H dem künftigen Gesetz zu Grunde gelegt 
werden sollte — dem Vorschlage des Herrn Dr. Wolffson gemäss eine 
ausdrückliche Vorschrift dieses Inhalts zu geben, die alle derartigen 
Fälle umfassen und jeden möglichen Zweifel beseitigen würde. 
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Von demselben Verfasser ist erschienen und durch alle Buchhand- 
lungen zu beziehen: 

Über das 

hambnrgische eheliche Güterrecht 

Nebst einem Anhang, enthaltend den Wortlaut der wichtigsten auf 
dasselbe bezüglichen hamburgischen Gesetze. 

Von 

]>r. Julius Ooldfeld, 

BechtBanwalt in Hamburg. 

Hamburg, Verlagsanstalt und Druckerei A. 6. (vorm. J. P.ßichter) 1888. M.2.40. 



Über diese Schrift hat sich eine wissenschaftliche Autorität ersten 
Ranges wie folgt geäussert: 

,Der Verfasser tritt der von Cropp begründeten, von Gerber und Gries, 
theilweise auch von der Hamburger Judicatur angenommenen Ansicht, dass 
das Hamburger Recht nicht auf dem Boden der allgemeinen Gütergemein- 
schaft stehe, sondern nur eine Gütergemeinschaft von Todes wegen mit 
blosser Gütereinheit (Verwaltungsgemeinschaft) unter Lebenden kenne, mit 
Gründlichkeit und Scharfsinn entgegen. Er zeigt sich 4urchweg als ein 
selbständig denkender Jurist, der in Literatur wie Quellen wohlbewandert 
ist, und zwar nicht bloss nach der praktischen, sondern, wie die tüchtige 
rechtsgeschichtliche Einleitung zeigt, auch nach der historischen Seite. Ver- 
fasser führt den uniunstösslichen Nachweiss, dass die allgemeine Gütergemein- 
schaft nicht nur das alleinige System der Statuten von 1270, 1292 und 
1497 gewesen ist, sondern sich auch in dem Stadtrechte von 1605 (1603) 
und der späteren Gesetzgebung in dieser Stellung behauptet hat, bis auf 
eine durch römischrechtliche Anschauungen herbeigeführte Bestinunung zu 
Gunsten des Vaters, dem bei der Schichtung mit den Kindern die Wahl 
zwischen Tottheilung und blosser Herausgabe des mütterlichen Eingebrachten 
gelassen wird. Da dies Wahlrecht nur für die beerbte Ehe und über- 
haupt nur für den Vater, aber nicht far die Mutter gilt, so kann es nur als 
eine regelwidrige Ausnahme betrachtet werden, durch welches die principielle 
Grundlage nicht erschüttert wird. Wir stimmen der Polemik wie den Ergeb- 
nissen des Verfassers durchweg zu, nur nicht in seiner Construction der all- 
gemeinen wie der fortgesetzten Gütergemeinschaft, die er als ein auf gesetz- 
licher Societät begründetes Miteigenthum zu ideellen Theilen auffasst . . . ." 
Professor Dr. Bichard Schröder (Heidelberg) in der deut- 
schen Literaturzeitung vom 7. Juni 1890. 
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Streitfragen 

aus dem 

deutschen Erbrecht. 



I. über den Erwerb der Erbschaft und die Rechtsstellung 
des Erben, insbesondere nach hamburglschem Recht. 

n. Über Testamentsvollstrecker nach gemeinem und ham- 
burglschem Recht, sowie nach dem Entwurf des deutschen 
bürgerlichen Gesetzbuchs. 



Von 

Dr. Julius Goldfeld, 

Bechtsanwalt in Hamburg. 
Hamburg, Verlag von Otto Meissner 1893. M. 3. — 



,Wie in seiner früheren Schrift über das hamburgische eheliche Güter- 
recht, zeigt der Verfasser auch in dieser grosse Beherrschimg eines umfang- 
reichen Materials und eindringende juristische Schfirfe, die Yom Standpunkte 
des entschiedenen Bomanisten aus viele altgewohnten und liebgewordenen 
Theorien bekämpft.* 

(Leo im Hamb. Correspondenten vom 11. Juni 1898). 
«Beide Abhandlungen zeugen von ernstem Studium und gesundem Ur- 
theil; sie 'sind anziehend geschrieben imd werden sicherlich auch ausserhalb 
Hamburgs das Interesse der Berufsgenossen erwerben.* 

(B.eichsgerichtsrath Achilles im Centralblatt für Rechtswissen- 
schaft 1893, S. 411). 
,Die grundliche und scharfsinnig abgefasste Schrift ist der Beachtung 
der Praktiker in hohem Masse würdig.* 

(Deutsche Notariatszeitung 1893, S. 84). 

Drook Ton Haue A Beeker In Leipsig. 
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Druck von Hesse & Becker in Leipzig. 
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